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Verantwortlicher Redakteur für diese Nummer: Josef  Gary Fuchsbauer. DVR.: 0581518  

Liebe Kollegin! Lieber Kollege!
Ich habe hier einige aktuelle Texte zum Streit über die Lehrer/innen-Bezahlung zusammengestellt. Ich glaube allerdings (so wie auch die ÖLI-UG), dass die Diskussion z.Z. von unseren Gewerkschaftsbossen völlig falsch geführt wird: Es geht nicht einfach um eine gerechtere Bezahlung da oder dort, sondern die Stoßrichtung muss lauten: 

Das Bildungsbudget ist einfach viel zu gering! Wir wollen für eine wesentliche Steigerung kämpfen, notfalls streiken. 

Und der Schulveranstaltungsboykott ist fast die einzige Möglichkeit, wie Lehrer/innen wirtschaftlichen Druck machen können!
Weil wir aber immer noch gerne Lehrer/innen für die Schüler/innen sind, findest du hier Hinweise für eine Kontaktgruppe “Offenes Lernen” Bitte ausfüllen oder weitergeben. Danke.
Bitte Kreidekreis-Beiträge oder Leserbriefe mailen <j.fuchsbauer @eduhi.at> oder (möglichst auf Diskette) senden (4643 Dürndorf 138, Fax 07586/8877), danke.
Liebe Grüße Josef Gary Fuchsbauer


Interessenten für die Kontaktgruppe Offenes Lernen

Georg Blaha, Brandg.53, 2391 Kaltenleutgeben, 02238/701010

georg.blaha@bas.asn-wien.ac.at
Informatiker am Schulschiff Wien 21, wo offenes Lernen praktiziert wird.

Eva Kaufmann, Blütenstr.13, 4040 Linz, 0732/732023

D, GSK an der HTL P.Hahnstr., Linz;

arbeitet schon mit offenem Lernen

Josef Kogler, 07745/8604

E, GWK würde gerne an der HBLA Braunau offene Lernformen einsetzen.

Leo Reisinger, 07229/73686, LÜ GWK

An der HAK 4050 Traun, wo offenes Lernen (auch von ihm) praktiziert wird.

Ute Wiesmayr, 07252/52649-13, E,F,I an der HAK, 4400 Werndlstr.7, wo sie u.A. mit offenem Lernen arbeiten, 
wiesmayr@mail.asn-linz.ac.at

_  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  

Name:

Email:
Adresse:

Tel.:
Schule:








Fächer:
................................................................
O Ich interessiere mich für die Kontaktgruppe “Offenes Lernen”, ich möchte gern am Erfahrungs- und Materialaustausch teilnehmen.
O Ich arbeite bereits mit offenem Lernen
O Ich würde gern neue Lernformen einsetzen
O An unserer Schule wird offenes Lernen praktiziert     
O Bitte sendet mir den Kreidekreis regelmäßig, obwohl ich nix auf PSK 78.420.320 einzahle, weil:
Postkarte / E-Mail an
ÖLI-UG
T+F 07586/8877
j.fuchsbauer@eduhi.at
4643 Dürndorf 138
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Das elektronische “Lehrerforum” dient dem raschen Informationsaustausch: Eine E-Mail an “listserv@ccc.or.at”, kein Betreff, als Text lediglich “SUBSCRIBE LEHRERFORUM”, dann erhält man alle Mitteilungen des Lehrerforums. 

Umgekehrt kann man selbst Mitteilungen als E-Mail an “lehrerforum@ccc.or.at” senden. 
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _
 UG im Internet:

http://www.ug.oegb.at
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _
Als ÖLI--Adressverwalter wäre ich sehr dankbar für aktuelle Lehrer/innenlisten  (und Email.Adr.), möglichst mit Info, wer welche Informationen will. Danke.

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _
Bitte melde mir deine E-Mailadresse, damit dich die ÖLI-UG künftig papier- + kostensparend informieren kann.

j.fuchsbauer @eduhi.at

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Teilt der Ministerin mit, dass wir wegen ein paar Nachbesserungen die Boykottbeschlüsse nicht aufheben!
elisabeth.gehrer@bmuk.gv.at

        gehrer@oevp.or.at           

finanzminister@buerobm.bmf.bmf.ada.at


Bericht aus der BSL14 (vom 16.9.98) 

Christliche und sozialdemokratische Gewerkschaftsfraktion beenden Kampf gegen Flexibilisierung und Einsparungen im Bildungsbereich

Unabhängige GewerkschafterInnen für mehr Demokratie (ÖLI-UG) für 

Streik gegen Schulsparpaket 
Kurzbericht über den Stand nach der (vorläufigen) Abschlussrunde am Di 15.9.98 
Beim §61 GG und §4 BLVG bleibt das Ministerium starr; es gibt keine Gesprächsbereitschaft bzw. Hinweis darauf, dass irgendwelche Verschärfungen in nächster Zeit zurückgenommen werden - von einer Sistierung oder Rücknahme bestimmter Teile keine Rede. Trotzdem betont die BSL-Spitze die Erfolge bei den Verhandlungen, weil andere langjährige Forderungen im Schatten der Auseinandersetzung ums Sparpaket erfüllt werden konnten. Neuregelungen gibt es bei EDV-Kustodiat, Schulbibliotheksbetreuung, Anrechnung von Vordienstzeiten bei fachtheoretischen und fachpraktischen Lehrkräften.
(Details unten) Zur Abfederung des Unmuts über den riesigen Aufwand bei der Umsetzung des §61 gibts zwei Zuckerl: Die Gesetzesstelle, dass eine Person nur eine Abgeltung für administrative Tätigkeiten pro Schuljahr bekommen darf (KV oder Lehrplan oder...) ist  ausgesetzt (vorläufig einmal für ein Jahr).  Die AdministratorInnen kriegen heuer eine Einmalzahlung von 10.000,- S für den besonderen Aufwand. Ich habe betont, dass der Erfolg bei anderen Fragen nicht mit den grundlegenden Verschlechterungen durch §§ 61 und 4 gegengerechnet werden kann und vorgeschlagen, jetzt weitere Kampfschritte gegen das Sparpaket III vorzubereiten und durchzuführen.
Meine Wortmeldung wurde mit Schweigen übergangen. Mein Antrag auf „eine Urabstimmung über die Durchführung eines Streiks und weiterer Kampfmaßnahmen noch in diesem Semester, um unsere Position in den Verhandlungen über §61GG und §4 BLVG“ wurde von allen anderen Fraktionen abgelehnt. Begründung: das wäre kontraproduktiv und würde das Verhandlungsergebnis (zu EDV, Bibliotheken und Vordienstzeiten) gefährden; erst wenn das alles durch sei, könne im Jänner neu darüber geredet werden. Nebenbei bemerkt war es die erste BSL-Sitzung nach fast einem halben Jahr; die Gewerkschaftsspitze hatte die betroffenen Kolleg/inn/en monatelang im Unklaren über den Verhandlungsverlauf gelassen - angeblich um das „Klima“ nicht zu gefährden. Was rausgekommen ist, sehen wir jetzt. Und dass die anderen Fraktionen in der BSL nicht gewillt sind, irgendwelche weitergehenden Aktionen gegen die §§61 und 4 auch nur zu diskutieren ist klar. Offiziell wird von der BSL ein Schreiben an alle Schulen gehen, dass keine mehrtägigen Schulveranstaltungen durchgeführt werden sollen, solange keine leistungsgerechte Abgeltung erreicht ist. Darüberhinausgehende Boykottmaßnahmen, vor allem solcher Sachen, die zu einem Stundenabzug führen, stellt die BSL allen frei, befürwortet sie aber nicht.
Beim Treffen des Wiener Aktionskommitees (Henriettenplatz) mit ca. 45 VertreterInnen von AHS und BMHS wurde u.a. beschlossen für Di 13.10. zu Dienststellenversammlung aufzurufen. In einer Situation, wo sich die BSL zufrieden über das Erreichte zurücklehnt, ist es umso wichtiger, mit den KollegInnen an der Basis zu diskutieren, welche Schritte wir trotzdem setzen können, um die Bewegung gegen die zunehmende Flexibilisierung und die Einsparungen im Bildungsbereich weiterzubringen. Unser Ziel ist ein Streik, weil das das einzige ist, das wirklich die KollegInnen zusammenfasst, Aufsehen erregt und durch die geballte Aktion Druck macht. Jedenfalls sollen auf dieser Dienststellenversammlung neben Strategien gegen den Sparkurs auch konkrete Maßnahmen für die eigene Schule besprochen und beschlossen werden, wie der §61 zumindest dieses Jahr möglichst effektiv unterlaufen werden kann, damit es aufgrund der vielen bezahlten Überstunden zum teuersten Schuljahr des Jahrhunderts wird.
Details aus den Berichten auf der BSL-Sitzung (v.a.Verhandlungsergeb​nis für 1. Dienstrechtsnovelle 1998):
Schulbibliotheken:
gilt für ganze BMHS (einschließlich Bakipäd und Sozpäd): 

~ je nach Schulgröße (1.-3. Größenklasse) 6 bis 9 Wochenstunden der LGr.II; für Abendschulen weitere 0,5 bis 1 Wochenstunden  

~ Administrativabgeltung: auch zwei Belohnungen möglich; Änderung derzeit nur für ein Jahr; außerdem nur 6,43% statt 7,5% - wird angeblich bei der nächsten Novelle (1999) "repariert" werden.
~ Anrechnung der Vordienstzeiten für FachtheoretikerInnen und –praktiker​Innen gilt ab 1.9.98 und gilt auch rückwirkend ab 1.9.95 (für Neueinstufung; nicht Nachzahlung) bei Sondervertrag für FachtheoretikerInnen nach §26 VBG (ohne 26/3-Zeiten) bis 12 Jahre Vollanrechnung möglich (= Stand wie 1995 vor Verschlechterung); bei FachpraktikerInnen bis 7 Jahre möglich; kein Verzicht auf Biennalsprung. Die KollegInnen sollen gleich beantragen!
~ Abgeltung Ingenieurs- und Technikerprojekte dzt. im Schulversuch wird in ReifeprüfungsVo aufgenommen; Abgeltung für vorbereitende, begleitende und abschließende Arbeiten/Betreuung; gilt ab Haupttermin 1999; für Vorbereitung und Begleitung 2800,- pro SchülerIn bei Gruppen von 2 bis 5 SchülerInnen; Prüfungsgebühr 416,- pro SchülerIn EDV-Abgeltung Einrechnungen für alle "IT-Arbeits​plätze" (=Informationstechnologie), sowohl für vernetzte als auch nicht vernetzte IT-Arbeitsplätze, die für Unterricht verwendet werden.
~ Änderung des §6 der Vo über Einrechnung von Nebenleistungen (nach Anzahl der Arbeitsplätze und Deckelung bzgl. SchülerInnen-Zahl),  

10-20 Arbeitsplätze 2 Wochenstunden der LGr.II; Deckelung: bis 150 SchülerInnen max. 2 Wochenstunden

21-40 = 3    151-500  max. 4 WStd

41-60 = 4    501-1000 max. 6 .
 

61-80 = 5    1001-1500 max. 8
 

81-100=6    über 1500 max. 10 
 usw.

~ für die pädagogisch-fachliche Betreuung an HAK/HAS gibt‘s für Controlling, CRW usw. zusätzlich 

bis 150 SchülerInnen 0,5 WStd.; 

151-500 zusätzlich 1; 

501-1000 zusätzlich 1,5; 

über 1000 zus. 2 Wochenstunden  

~ Sonderregelung § 8 für technische und gewerbliche (=Mode) Lehranstalten:  

bei bis zu 10 IT-Arbeitsplätze zusätzlich 2 WStd.; 

11-15 zus. 3; 

je angefangene 5 weitere zus. 1 WStd.; aber höchstens 10 WStd.aus UT8 (nur für Bundesschulen!) 

~ für Hardware und Systembetreuung ab 1.1.99 zusätzliche Mittel 

50.000 bis 150.000 öS, wobei 1 Wochenstunde mit 25.000 veranschlagt wird; an LehrerIn oder extern zu vergeben.
Pflegefreistellung ist jetzt Krankenstand gleichgestellt (§61GG) 

Zu mehrtägigen Schulveranstaltungen ist derzeit nichts in Verhandlung; das BMUkA will zusammen mit dem BMFinanz eine Bewertung der LehrerInnen-Tätigkeit durchführen; BSL hat ausgerechnet, dass eine 5tägige Schulveranstaltung (ohne Nachtstunden) durchschnittlich 73 Arbeitsstunden ausmacht, d.h. über Normalarbeitszeit von 40 Std. hinaus 33 Stunden unbezahlte zusätzliche Tätigkeit anfällt. Auch eine reine Abrechnung nach Erzieherstunden (§ 63a) ist nicht akzeptabel, weil die qualitative Belastung z.B. bei Exkursionswoche viel höher als einfache Erziehertätigkeit am Schulstandort (auch vorbereitende Tätigkeiten aufwändiger) 

Aussetzen mehrtägiger Schulveranstaltungen macht auch finanziellen Druck: nach Berechnung von FI Glenn(?) ca. 520 Mill. öS minus bei Transport- und Beherbergungsbetrieben allein aus Sportwochen. (Schreibt an die Betriebe, Museen, ... warum wir dieses Jahr nicht kommen können!)
Beschlüsse:
= Keine mehrtägigen Schulveranstaltungen bis gerechte Bewertung und Abgeltung gesichert.  (Weitergehende Beschlüsse an einzelnen Schulen werden akzeptiert aber nicht angeregt) 
= Einrichtung einer Arbeitsgruppe Lehrerarbeitszeit (Leitung Chesi; ich bin auch dabei) 
= Streik und weitere Kampfmaßnahmen (Antrag Zendron: 1+, 1enth., abgelehnt; siehe oben!) 
= teilweiser Ersatz für Hendigebühren (Vorsitzende, Stv. und Referenten) 
= Bildungssymposium gemeinsam mit BMU (Antrag Haupt; angenommen)
Das wars in Kürze!
Mit kämpferischen Gewerkschaftsgrüßen,  Othmar Zendron

VOLKSWIRTSCHAFT  UND  BILDUNGSQUALITÄT 
Österreichs Lehrerinnen und Lehrer leisten einen Eid auf die Republik oder gehen mit ihr einen Vertrag ein. Ihre Aufgabe besteht in der Vermittlung von Bildung und Ausbildung junger Menschen, in deren Händen später das Schicksal unseres Landes liegt. Der Erfolg dieser Mission steht und fällt mit ihren Rahmenbedingungen. 
In dieser Hinsicht wird es den Pädagogen im Staatsdienst von Jahr zu Jahr finanziell, organisatorisch, zeitlich und psychologisch schwerer gemacht. Damit steht doch die Aufrechterhaltung unserer hohen Bildungsqualität auf dem Spiel, die kein alleiniges Problem der Lehrer ist. Betroffen sind vor allem die Schüler und damit in weiterer Folge der gesamte Staat. Viele Politikerinnen und Politiker entwickeln jedoch nur ein Problembewusstsein von jeweils 4 Legislaturjahren, sodass sie die Tragweite ihrer Aktionen auf dem Bildungssektor nicht abschätzen können oder wollen. Man hat Entwicklungen in Gang gesetzt, die wie Krankheiten verlaufen: Unbemerkt erfolgt eine Infektion, unbemerkt vermehren sich die Erreger bis sich umso plötzlicher starke Folgen bemerkbar machen. 
Lehrerinnen und Lehrer sehen sich mit einer Situation konfrontiert, die in der Geschichte der 2. Republik ohne Beispiel ist: Seit dem Beitritt zur EU hat der Staat Österreich, dem sie dienen, auf dem Bildungssektor "abgedankt". Der Dienstgeber bedient sich durch Rationalisierungen ohne Folgenabschätzung eines im Bildungswesen untauglichen Mittels der Betriebswirtschaft, statt seiner Aufgabe als Regulativ der Volkswirtschaft nachzukommen. Unter dem selbst auferlegten Druck der Kriterien von Maastricht arbeitet Vater Staat mit dem Rotstift eines schlechten Bilanzbuchhalters, der vor der Aufsichtsratssitzung aus roten schwarze Zahlen machen muss. Mit volkswirtschaftlich mäßiger Effektivität werden Dienstposten gestrichen, Honorare für erbrachte Leistungen durch neueinstufungen reduziert und soziale Dienstleistungen vermindert. 
Diese Vorgangsweise erfolgt ohne Rücksicht auf Verluste, deren Folgen übrigens die Folgegenerationen zu tragen haben werden, die der Regierung bei der Pensionsreform ein angeblich so großes Anliegen waren. Die Beseitigung von Schäden im Bildungswesen können spätere Generationen ebenso schwer finanzieren wie die Reparaturen gravierender Umweltschäden. 
Österreichs Politikerinnen und Politiker sind sich offensichtlich nicht bewusst, dass unsere Bildung ein wesentliches Kapital unserer Volkswirtschaft ist, um das uns nicht zuletzt Deutschland beneidet. Man würde sich dort 5jährige HTL und HAK geradezu wünschen. Andere Staaten wie Slowenien oder Brasilien kopieren 1:1 unser System. Bei uns aber werden Politikerinnen und Politiker nimmermüde, diese Schulen krank zu jammern. Hehres Ziel dieser Herrschaften ist die Reduktion der Schulen um 1 Jahr, was mit großen Einsparungen verbunden ist. Begründet werden die Initiativen, dass man dadurch "EU-Konformität" und damit "Europareife" erlange. Die 5-Jährigkeit der genannten Schulen blockiere schließlich das aufstrebende System der Fachhochschulen. Diese gebrochene Lanze ist auch kein allzu großes Wunder - man hat diese postsekundäre Schulform mit viel Mühe und Geld aufgebaut, ohne auch nur annähernd mit ihr jenen Erfolg zu haben, den man sich erhoffte. 
Europa hat Österreich übrigens nie gedrängt, seine BMHS zu reformieren. Reife besteht zudem auch im Hinterfragen der Sinnhaftigkeit von Systemen. Sollte das europäische Bildungssystem schlechter sein als das österreichische, wäre "Österreichreife" einer falsch verstandenen "Europareife" vorzuziehen. Mit den Maßnahmen der Regierung wird jedoch in Salamitaktik Demontage des BMHS-Systems betrieben. 
Dies entwertet die öffentliche Schule und wertet die private auf, da private Schulerhalter bei entsprechendem Management jene Rahmenbedingungen schaffen können, zu deren Finanzierung der Bund nicht mehr bereit ist. Bildung scheint somit  nicht mehr allgemein zugänglich zu werden. Elitärer Geist im Bildungswesen von Mammons Gnaden ist kein anzustrebendes Ziel, Feudalismus moderner Prägung ist abzulehnen!
Finanzen – 

"aus dem Rahmen gefallen"
Man kann nicht gerade behaupten, dass das Schulwesen im letzten Jahrzehnt von Reformen verschont geblieben wäre. Es ist auch festzuhalten, dass in manchen Bereichen wie z.B. der Organisation durchaus Handlungsbedarf war und noch ist. Die Reformen der letzten Jahre waren jedoch im Ansatz sehr zweifelhaft. Man reduzierte Stundentafeln, um offiziell die Schüler, aber inoffiziell das Budget zu entlasten. Man verordnete den Schulen Autonomie, um offiziell deren Mündigkeit zu unterstreichen und sie inoffiziell die Mängel des Bundes verwalten zu lassen. 
Man trug unter dem Banner der Profilbildung Mobbing in die Schulen, weil dadurch zwangsläufig Kämpfe um Arbeitsplätze ausbrechen mussten. Es ist leicht, Reformen zu befürworten, wenn man von vornherein festlegt, dass sie kostenneutral oder -senkend sein müssen! Es ist jedoch für jeden denkenden, auch nicht in Betriebswirtschaft ausgebildeten Menschen logisch, dass Innovationen immer Kosten verursachen. 
So sind auch Schulreformen nur durch Investitionen und gerade nicht durch permanente Kürzungen durchführbar. neue Gedanken ohne finanzielle Basis zu kreieren, ist Vergeudung von Energie. Sie fundiert umzusetzen, hat Umwegrentabilität für morgen. Seit Bestehen der finanziellen Autonomie der Schulen werden ihnen weniger Gelder zugewiesen als vorher. Dies heißt, dass sie mit weniger Geld und weniger Personal, das durch die "Pakete" auch reduziert wurde, mehr Aufgaben bewältigen sollen. 
Wie das durchführbar ist, erscheint unklar. Vielleicht  hat  man durch Auf-

hebung des Werbeverbots für Schulen in dieser Hinsicht bewusst eine "Hintertür" aufgestoßen: Offizielle Begründung ist die Förderung der durchaus wichtigen Kooperation von Schule und Wirtschaft, geheimer Wunsch ist der Transfer finanzieller Belastungen vom Staats- zum Firmenbudget. Sponsoring durch Firmen bedeutet jedoch nicht selten eine in Richtung Geldgeber erfolgende Fokussierung der Bildungsinhalte.
Nicht gerade beneidenswert sind in diesem Zusammenhang Direktorinnen und Direktoren. Die Bildungsstätten, denen sie vorstehen werden gar nicht mehr als pädagogische Institutionen apostrophiert, sondern als "Betriebe, die miteinander im Wettbewerb stehen", deren "Topmanager" sie sind. Sie müssen entsprechend dieser Artikulierung durch die Finanzautonomie über Nacht marod gewordene Betriebe verwalten, deren pädagogischer Bedarf an Personal und Ausstattung weit jene Mittel übersteigt, die zur Verfügung stehen. Direktorinnen und Direktoren degradieren so von pädagogischen Leitern zu Akquisiteuren, die Sponsoren für ihre Schulen finden müssen und dabei in Wettbewerb mit ihren Leiterkollegen treten. Vor diesem Hintergrund relativiert sich beispielsweise die Durchführung der ständig propagierten EU-Projekte der Schulen von selbst.          
Ein Kabinettstückerl ersten Ranges, das den Ruf Österreichs als Operettenstaat im Ausland nährt, war die Einführung der BWZ. Diese wurde beschlossen, ohne die finanzielle Bedeckung zu sichern. Später erst ersann man verschlungene Wege der Finanzierung dafür nötiger Bauten. 
Seitens des Unterrichtsministeriums wird mit der Ankündigung einer Bildungsoffensive der Vorwurf zurückgewiesen, das Schulbudget eingefroren zu haben. Man weist darauf hin, dass es in den kommenden beiden Jahren zu einer erheblichen Ausweitung des Budgets kommen wird, um auch in den BMHS die Mittel für Investitionsgüter und Sachaufwand weit über die Inflationsrate zu erhöhen. Dazu muss festgestellt werden, dass die Erhöhung um ein paar Prozent eines Budgets nicht extrem schwierig ist, wenn man es vorher um ein Drittel und mehr gekürzt hat. Wenn es gut geht, bringt diese "Bildungsoffensive" den status quo vor den Kürzungen. 
Außerdem scheint sich die "Bildung" dieser Offensive darauf zu beschränken, die technische Ausstattung der Schulen zu verbessern und nicht mehr. An die Aufstockung von qualifiziertem Personal, das z.B. diese Maschinen bedienen kann, ist offensichtlich nicht gedacht. Für den Bereich der EDV hatte man im übrigen schon in den letzten 10 Jahren viel Geld, für andere, ebenso wichtige so gut wie keines. Es scheint viel wichtiger, Telekommunikation zu üben als miteinander sprechen zu können. Es scheint viel wichtiger, virtuell im Internet zu surfen als sich mit der realen Umwelt auseinanderzusetzen. Es scheint viel wichtiger, in Sach-, statt in Dienstleistungen zu investieren. Nicht dass technische Innovationen unerwünscht oder unwichtig wären, aber sie dürfen nicht ein Maß an Priorität bekommen, dass sie dem Auftrag der Persönlichkeitsbildung den Rang ablaufen! Das wäre ein folgenschwerer Fehler!
Was ist Pädagogik wert ?
Unsere an Gewinn orientierte Industriegesellschaft ist es gewohnt, Gütern aber auch Begriffen Werte zuzuordnen, die sich nach Möglichkeit auch in Zahlen ausdrücken sollten, damit man sich etwas vorstellen kann. Dabei wird außer Acht gelassen, dass menschliche Wesen auch eine "emotionale Hälfte" besitzen und Gefühle ohne Metermaß und Waage dafür entwickelt, was ihnen gut oder schlecht bekommt. Die Umwegrentabilität der Pädagogik ist durch die Bildung als Kapital zwar hoch, aber nicht quantifizierbar. Sie lässt sich nicht in das Korsett einer Bilanz pressen und erleidet so das Schicksal vieler Dinge in dieser Gesellschaft, die "nichts wert sind", weil sie nicht "ihren Preis" haben. 
Anders ist es nicht zu verstehen, dass budgetäre Überlegungen im Schulwesen stets Vorrang vor pädagogischen haben. Die Pädagogik wird von BMUK und Landesschulräten immer dann aus dem Köcher gezogen, wenn sie in das Konzept zu einem Sachverhalt hineinpasst. Ansonsten wird sie meist nicht einmal ignoriert. So nimmt es nicht wunder, dass die letzten Jahre zu zahlreichen Verschlechterungen der pädagogischen Rahmenbedingungen geführt haben. 
Lineare Stundenkürzungen führten zur Aufhebung von Gruppenteilungen in etlichen Gegenständen. Wenn z.B. 24 statt 12 Schülerinnen und Schüler an 12 Computern arbeiten, von denen nur die Hälfte einsatzfähig ist, kann man nicht gerade von einer Steigerung des Unterrichtsertrages sprechen. 
Das alljährliche Feilschen um die Zuweisung von Werteinheiten an die Schulen hat ihnen gemessen am tatsächlichen Bedarf noch stets Unterversorgung gebracht. Es wäre gerechtfertigt, von deren Minimalausstattung zu sprechen.  
Der Zugang zum Schulbuch wird erheblich erschwert. Die Kosten für Bücher steigen wie bei anderen Waren auch, aber das Budget für deren Erwerb bleibt über viele Jahre gleich. Die Einführung der Schulbuchlade, über deren Organisation sich noch niemand ausreichend den Kopf zerbrochen hat, fordert besser gebundene Bücher, deren Kosten naturgemäß höher liegen. Zudem wird zwischen den Fachgruppen ein unheiliger Streit um die Lehrmittel entbrennen, der unter dem Titel der "Wichtigkeit" für den Schüler geführt werden wird. 
Das gar nicht so alte Bildungsweißbuch der EU gibt ganzheitlicher Bildung vor der Spezialisierung Priorität. In den Präambeln unserer Lehrpläne steht das ebenso, in der Durchführung ist jedoch deutlich der Trend zur Spezialisierung festzustellen. 
Sie geht zu Lasten einer soliden Basis der Allgemeinbildung. Ausbildungen an der Grenze zum "Fachidiotentum" führen zum Verlust von vernetztem Denken und ganzheitlicher Bildung. Derartige Spezialisierungen spiegeln zudem meist die Interessen diverser Lobbies bei der Erstellung von Lehrplänen und der Durchsetzung schulautonomer Beschlüsse wieder.
Immer wieder neue, in der Öffentlichkeit präsentierte Schulmodelle nehmen auch dem Insider die Übersicht  bezüg-

lich der Bildungswege. 
In diesem Zusammenhang seien etwa die Berufsreifeprüfung oder die "Berufsschule 2000" genannt, die sicher nicht als gezielte volkswirtschaftliche Überlegungen, sondern im Sinne von Beschäftigungspolitik zu sehen sind.
Der regelmäßige Griff in die Mottenkiste nach Modulsystemen, wie in den Schulen für Berufstätige angestrebt, bevorzugt Legitimation gegenüber Qualifikation. Module eignen sich zum Einsparen von Planposten, aber nicht zum Heben von Bildungsqualität. Auf voneinander unabhängige Einheiten von Grundwissen werden Spezialeinheiten aufgepfropft, ohne miteinander vernetzt zu werden. Der Hinweis, dass es für die Studierenden von Vorteil ist, Grundmodule unabhängig vom Schultyp überall absolvieren zu können, ist ein Trojanisches Pferd. Unbestritten praktisch erschwert diese Vorgangsweise die wichtige Vernetzung von Lehrinhalten beträchtlich. Eine BMHS ohne Möglichkeiten zur Vernetzung wäre jedoch keine Schule mit Zukunft. Modulfreudigen Politikerinnen und Politikern ist das Studium von ganzheitlichem und curricularem Denken empfohlen.
Die Sparwelle führte durch Streichen von Freifächern bzw. Seminaren indirekt zum Verlust der Möglichkeit, Zusatzqualifikationen zu erwerben. Damit nimmt man dem Unterricht an Würze und schmälert die Wettbewerbsfähigkeit der Absolventen. 
Pädagogik wird für Lehrer mit leitenden Aufgaben an der Schule zunehmend zum Fremdwort. Direktoren, Administratoren, Abteilungsvorstände (ohne Assistenten), aber auch immer mehr Klassenvorstände ersticken in administrativen Arbeiten, deren Wert oft lieber nicht hinterfragt werden soll. Dieser Umstand geht eindeutig zu Lasten der Pädagogik.
Man hatte sich Jahrzehnte lang bemüht, die Klassenschülerhöchstzahlen zur Hebung der pädagogischen Effektivität zu senken. Sparpakete machten die Rückkehr zum pädagogisch archaischen System der 36-Schüler-Klassen möglich. Dass dabei Freude bei der Sicherung des Unterrichtsertrages aufkommt, lässt sich denken. Ein individuelles Eingehen auf Situationen von Schülerinnen und Schülern wird, so das überhaupt gewünscht wird, damit unmöglich gemacht.
Bildung aus dem Personalcomputer ?
Es gibt in der Bildungspolitik Phantasten, die sich Klassenräume wünschen, in denen jeder Schüler seinen eigenen PC hat. Danach hätte er die Aufgabe, mit seiner Software selbsttätig das Bildungsziel via Bildschirm zu erarbeiten. Der Lehrer müsste nur als quasi Handlanger ihm das Handling ermöglichen, zum Ziel zu gelangen. Würde dieses System funktionieren, wäre die Einsparungspolitik des Bundes beim Lehrpersonal verständlich. Eine derartige Methode würde tatsächlich weniger Personal erfordern. Dabei wird jedoch übersehen, dass Lernen ohne zwischenmenschliche Beziehungen nie zu Einsicht, Begreifen und verantwortlichem Handeln führen kann.  
Zur indirekten Einsparung von Personal kommt es auch durch die Erhöhung von Klassenschülerhöchstzahlen, oftmalige lineare Kürzungen von Werteinheiten und die Neuregelung der Unterrichtsabgeltung in den Abschlussklassen. Diese Einsparungen betreffen einmal mehr Junglehrer, sodass die Überalterung der Lehrkörper steigt. Den "schwarzen Peter" jetzt den "Alten" zuzuschieben, die den "Jungen" nicht den Platz freimachen, ist daher infam. 
Betrachtet man die derzeitige Altersstruktur der Lehrerinnen und Lehrer, stehen kaum Alterspensionen an und es ist nur mit einer überschaubaren Menge an Frühpensionen zu rechnen. Jene "Alten", deren Pensionierung sich für die "Jungen" "rentieren" würde, haben vor nicht allzu langer Zeit ihren 50. Geburtstag gefeiert. Angesichts dieser Tatsachen entlocken immer wieder angekündigte und nicht durchgeführte Initiativen des Ministeriums nur ein mildes Lächeln.   
Bildungsqualität wird auch durch zielorientierte Fortbildung der Lehrer sichergestellt. Es wird ihnen jedoch zunehmend schwerer gemacht, dieser Pflicht nach dem Gesetze nachzukommen, was vitales Interesse des Dienstgebers sein müsste. Der soziale Druck der Kollegenschaft wegen anfallender Supplierungen, die Kürzung der Restbestände an MDL und die immer häufigere Einforderung von Selbstbehalten bei Fortbildungen lassen zunehmend viele Lehrerinnen und Lehrer davon Abstand nehmen, einschlägige Veranstaltungen zu besuchen.
Auch die Personalentwicklung der Lehrerschaft steht unter keinem guten Stern, da Anreize für ausdrücklich qualifizierte Aufnahmewerber einfach fehlen. Die drastisch reduzierte Anerkennung von Vordienstzeiten, der lebenslängliche Durchrechnungszeitraum für die Pensionen und die Aussicht auf Abschaffung der Pragmatisierung lassen nichts Gutes erwarten. 
In der Privatwirtschaft erfolgreiche Menschen werden keine Neigung mehr zeigen, ihren Erfahrungsschatz der Schule zur Verfügung zu stellen. Es werden in erster Linie jene in die Schule drängen, die dem Konkurrenzdruck der Wirtschaft nicht gewachsen sind oder den Sprung in Berufe mit hohem Gehalt oder Prestige nicht schaffen. 
Für Frauen dürfte der Lehrberuf weiterhin attraktiv sein, da er die Möglichkeit bietet, Beruf und Familie zu vereinen. Es sei angemerkt, dass Unterrichts- und Schulpraktikum bereits jetzt stark von Frauen dominiert sind. Früher waren zu wenig Frauen im Lehrberuf, sodass deren Impulse weitgehend fehlten. Nun scheint die Tendenz dahin zu gehen, dass sich zu wenig Männer mit Pädagogik befassen. Das wäre für die Schule ebenso schlecht. 
Schulseele im "Burnout"
Das Klima am Arbeitsplatz ist heute auch zum kritischen Moment im Klassenzimmer geworden, wozu die Gesellschaft und ihr zuzuordnende Institutionen maßgeblich beitragen. Fehlende familiäre Erziehungsarbeit lässt Egoismus, Materialismus, Asozialität und Gewaltbereitschaft der Jugendlichen wachsen, was sich in der Zunahme von "Verhaltensauffälligkeiten" äußert. Die Gesellschaft macht es sich mit diesen Problemen leicht und schiebt sie via Politik auf die Schule ab, der im gleichen Atemzug Versagen in der Erziehungsarbeit vorgeworfen wird. Wer Macht in Händen hält, vermag eigene Schuld reibungslos zu überwälzen.
Die angespannte Situation auf dem Arbeitsmarkt, deren Wurzeln im neoliberalen Wirtschaftskurs der Regierung zu suchen sind, führt zu Demotivation von Schülerinnen und Schülern höherer Klassen. Sie müssen in den Handelsschulen gegenüber früher eine Abschlussprüpfung machen und bekommen weniger Jobs wie vor deren Einführung angeboten. Handelsakademie-Absolventen werden mit einer Schwemme von Abgängern der Wirtschaftsuniversitäten und dem Euro-bedingten Aufnahmestopp der Banken konfrontiert. Fröhliches "Lernen fürs Leben" ist angesagt...
Lang ist die Liste der Demotivationen von Lehrerinnen und Lehrer, denen sie täglich ins Auge blicken müssen. Das "Burnout-Syndrom" geht um und rafft immer mehr Opfer dahin, die mit Idealismus in den Lehrberuf eingestiegen sind. Was regt die Lehrer eigentlich auf ? Da sind einmal die Versuche, in bestehende Rechte einzugreifen. Beim Pensionsrecht ist das dem Staat geglückt, bei der Pragmatisierung wird er es immer wieder versuchen. Auch Winkeladvokatentum stößt auf. Wenn z.B. kurz vor den Prüfungen eine Änderung der Reifeprüfungs-Verordnung amtlich wird, ist das weder beim Prüfer noch bei den Kandidaten Anlass zur Freude.
Zur Belastung wurde die Überhäufung der Lehrerschaft mit gesellschaftlichen Aufgaben, für die sie weder vorgesehen noch ausgebildet ist. Soziale Lehrerinnen und Lehrer werden als Bezugspersonen zu Elternersatz, Psychologen und Therapeuten, wodurch sie meist zeitlich, intellektuell und emotional überfordert sind. 
Zu den edelsten Aufgaben zählt die Wahrnehmung von Unterrichtsprinzipien. Man könnte fast sagen, dass sie all jene Probleme umfassen, die von der Gesellschaft selbst nicht gelöst werden können. Die Palette reicht von Drogen, Alkohol und Nikotin über AIDS und Gewalt bis zur Ausländerproblematik.
Frustration ruft bei Lehrerinnen und Lehrer der fehlende Rückhalt des Dienstgebers in der öffentlichen Diskussion hervor, in der er sich oft sogar unter den Gegnern der Lehrer einreiht. Wie oft verlautete aus dem Unterrichtsministerium selbst, dass Lehrer zu viel Freizeit hätten und ein Gehalt bekämen, das über ihrer Leistung liege. Der damit verbundene Imageverlust und die daraus resultierende Demotivation bedeutet jedoch auch einen Qualitätsverlust für den Unterricht. Ein Lehrer, der nicht mehr voll hinter dem stehen kann, was er vermittelt, überbringt keine "nachhaltigen Botschaften"!
Der schulische Alltag ist stark von Formalismen und Kontrollen geprägt. Sie drängen Inhalte und Kreativität oft stark in den Hintergrund, sodass gerade motivierte Lehrer oft die Erfahrung machen müssen, dass sich Engagement nicht auszahlt. Dieserart wurden schon viele Initiativen schulisch zu Grabe getragen.
Auch die Autonomie ist für die Seele der Schule nicht gerade förderlich. Sie forciert in der oft nur auf dem Papier bestehenden "Schulgemeinschaft" den "gesunden" Wettbewerb gegenüber der Synergie. Profilierungsneurosen führen oft dazu, dass es viele Verlierer und meist nur ganz wenige Sieger bei der Autonomie gibt. Bei den Entscheidungen stehen häufig kaufmännische und nicht pädagogische Überlegungen im Vordergrund.
Im österreichischen Bildungswesen ist es "5 vor 12". Noch verbleibt Politikerinnen und Politiker ein wenig Zeit, die Zeiger aufzuhalten. Aber dann müssten sie statt reden auch handeln. Dazu gehört jedoch auch ein Füllhorn, das jene Gelder ausschüttet, die unsere Bildung wert ist. Sie ist die Zukunft unserer Kinder, sie ist die Zukunft unseres Staates!
Dr. Wolfgang HAUPT

ÖLI-UG, Mitglied der gewerkschaftlichen Bundesfachgruppenleitung HAK 

Biologie u.a. an der HAK Innsbruck 
Schulsparpakete im Überblick

In den letzten Jahren gab es Sparpakete im Schulwesen, gegen die es kaum Widerstand gegeben hat:
Eltern:
Selbstbehalte, Nachmittagsschulgeld (TSH, Ganztaggsschulen), steigende EV-Beiträge zu Schulbudgets, gestrichene Angebote im Freizeitbereich der Übungen und Freifächer (Alternative: Zahlen für private Vereine oder kommerzielle Anbieter), schlechtere Lernbedingungen in der Schule lassen Nachhilfekosten steigen.
Schülerinnen und LehrerInnen:
immer größere Klassen, gestrichene Freifächer/Übungen, gestrichene Unterrichtsstunden bei gleichbleibenden Lehrplanforderungen - mehr Stress, schwierigeres Arbeiten für alle. “autonome” Schulen haben für Wandertage, Schulveranstaltungen, Anschaffung von Unterrichtsmitteln oder LehrerInnenweiterbildung immer weniger Budget. schulbezogene Veranstaltungen gehen zu Lasten der LehrerInnen, da der Dienstgeber keinerlei Kosten übernimmt.
LehrerInnen:
durch Nulllohnrunden, Pensions​”reform”, Arbeitslosigkeit und ungesicherte Verträge für Junge zusätzlich betroffen, aber “solidarisch” wie alle anderen geschluckt.
Das 3. LehrerInnensparpaket, das der Dienstgeber Bundesregierung im Schatten der Pensionsreform der Gewerkschaft aufs Aug gedrückt hat - sie hat es sich drücken lassen - war auch den engagiertesten und geduldigsten LehrerInnen zuviel:
Arbeitszeiterhöhung für die Arbeit in den Maturaklassen, eine Überstundenregelung, die zu Reallohnkürzungen führt, weil sie nur mehr Unterrichtsstunden als besoldungsrelevant ankennt und keine der anderen, seit Jahren zunehmenden Aufgaben 
- die KollegInnen an den BMHS und AHS protestierten und ließen der Gewerkschaft keine andere Wahl als das Aufnehmen eines - wenn auch bis dato nur halbherzig geführten - Arbeitskampfes. 
Boykott der nicht-unterrichtlichen Tätigkeiten, d.h. bis auf weiteres keine Schikursen, Projektwochen und Exkursionen...
HEIßER HERBST 

GEFÄLLIG ?! 
Gewerkschaft organisiert Boykott der mehrtägigen Schulveranstaltungen
Dieser Boykott ist für den BMHS-Bereich seit einem Jahr beschlossene Sache. Mit diesem Beschluss reagierte die BMHS-Bundessektion 14 bereits im Herbst des Vorjahres auf die Proteste der KollegInnen an den Schulen. Deren Forderung nach Streiks bis zur Rücknahme der reallohnkürzenden Matura- und Supplierregelung hat sie allerdings ignoriert. 
Die AHS-Bundessektion 11 brauchte für das gleiche Ergebnis einen neuen Vorsitzenden und fast ein Jahr länger. Ohne Boykottaufruf, aber voll guter Hoffnung ging es noch in die großen Ferien, weil die Frau Minister kurz vor Schulschluss die prinzipielle Zustimmung der Gewerkschaft zum LehrerInnenpaket mit Zusagen für “Nachbesserungen” belohnt hatte. Seit dem 15. September ist das anders, denn die Zusagen haben nicht gehalten. Aus Protest gegen diesen Wortbruch sollen, wie im letzten Rundschreiben des Wiener Fachausschusses nachzulesen ist, auch die eintägigen Schulveranstaltungen bis auf weiteres boykottiert werden.
Boykott für “Nachbesserungen” oder Streik für Rücknahme der §§ 4 BLVG + 61 GG und eine leistungsgerechte Besoldung?
Die Führung der BMHS- und AHS-Gewerkschaft war und ist bereit, die grundlegenden Verschlechterungen des neuen § 4 Bundeslehrverpflichtungsgesetz (“Maturaregelung”) und des § 61 Gehaltsgesetz (“Supplierregelung”) hinzunehmen. Beide Verschlechterungen sind als Vorgriff auf das vom BMUK angestrebte neue Arbeitszeit- und Besoldungsrecht der LehrerInnen zu sehen:
§ 4 B LVG = Erhöhung der Arbeitszeit für LehrerInnen mit Abschlussklassen, Reallohnkürzung bis auf 20,00 Werteinheiten oder Übernahme einer zusätzlichen Klasse, d.h. Mehrarbeit auf Kosten der dienstjüngeren FachkollegInnen. Weil Wien tatsächlich anders ist (FA,SSR), sind die eingesparten “Matura-Werteinheiten” heuer an den Schulen (für Teilungen, Freifächer, Übungen) geblieben, nächstes Jahr werden sie aller Voraussicht nach beim SSR verbleiben und für die Aufrechterhaltung des Regelunterrichts im Raum Wien zugeteilt. 
§ 61 GG = gehaltene Unterrichtsstunden als einziges besoldungsrelevantes Kriterium der LehrerInnenarbeit, Gegenverrechnung aller Supplier-, Förderkurs- und Maturavorbereitungsstunden usw., EDV-mäßige Überwachung der MDL-Abrechnung der Schulen, jede Menge Chaos und Mehrarbeit für AdministratorInnen usw.
Der Zorn der KollegInnen an den Schulen sollte mit “Nachbesserungen” beschwichtigt und Boykottmaßnahmen sollten überflüssig erscheinen, ohne dass die beiden heftig kritisierten §§ zurückgenommen worden wären. Folgende “Nachbesserungen” waren mit der Gewerkschaft bereits akkordiert:
- eine bessere Vergütung für LeiterInnen und BegleitlehrerInnen mehrtägiger Schulveranstaltungen (Sie ändert nichts an Reallohnkürzungen auf 20,00 WE für die von Unterrichtsentfall betroffenen KollegInnen), 
- das Herausnehmen von Förderkursen und Maturavorbereitungsstunden aus der Gegenverrechnung gegen entfallene Unterrichtsstunden (lässt das Prinzip der Gegenverrechnung und der Reduzierung der LehrerInnenarbeit auf gehaltene Unterrichtstunden unangetastet).
Die Frau Minister hat diese Zusagen nicht eingehalten. Damit trägt sie die politische Verantwortung für die nun doch einsetzenden, gewerkschaftlich organisierten Boykottmaßnahmen. Deshalb wird aber in den Medien weder ihr Rücktritt gefordert, noch wird der von der Koalitionsregierung zu verantwortende Bildungs- und Sozialabbau kritisiert, statt dessen treiben Kanzler, Ministerin und neoliberal eingekaufte JournalistInnen wieder einmal LehrerInnenhatz. Wehleid darüber ist nicht angebracht. Wie uns LehrerInnen ging und geht es zur Zeit jeder Berufsgruppe, die sich gegen grenzenlose Flexibilisierung, gegen unbezahlte Mehrarbeit und Reallohnkürzungen zur Wehr setzt - Handelsangestellte, Post, ÖBB... Richter ausgenommen.
Reinhart Sellner, Vertreter der WILI/UG im Wiener Fachausschuss/AHS der Personalvertretung   
UNABHÄNGIGE GEWERKSCHAF​TERinnen (UG) aktiv
FÜR EIN LEISTUNGSGERECHTES ARBEITSZEIT- und GEHALTS​SYSTEM 
* Anerkennung der LehrerInnenarbeit als Jahresarbeit mit Klassen 
* LehrerInnenarbeit ist mehr als Unterricht oder “Dienst nach Vorschrift” 
GEGEN RALLOHNKÜRZUNGEN, GEGEN UNBEZAHLTE MEHRARBEIT,
GEGEN LEHRERinnenARBEITSLOSIGKEIT 
Rücknahme des §4 und §61 – mehr Dienstposten für Mehr-Arbeit, kleinere Klassen und höhere Bildungsqualität      
______________________________________________________________________

Kurzbericht vom Treffen des Wiener Aktionskomitees Henriettenplatz am 16.9.98 
“Wir stehen in einem Arbeitskampf gegen Arbeitszeitverlängerung, gegen Reallohnkürzungen und für eine leistungsgerechte Arbeitszeit- und Gehaltsregelung von uns LehrerInnen...”
Rund 50 KollegInnen waren gekommen, 22 Wiener AHS, 5 BMHS und eine oberösterreichische AHS waren vertreten. Am Beginn standen Informationen über das Scheitern der Gewerkschaftsstrategie des “Nachbesserns” der grundsätzlich abzulehnenden Matura- und Supplierregelung. An den meisten der anwesenden Schulen werden ab sofort keine mehrtägigen Schulveranstaltungen mehr geplant und durchgeführt, Musterbriefe an betroffene Beherbungsbetriebe sollen über blackboard verbreitet werden. In einigen Schulen werden auch alle eintägigen und Exkursionen boykottiert, um finanzielle Nachteile für KollegInnen zu verhindern. KollegInnen aus anderen Schulen äußerten dagegen pädagogische Bedenken oder fürchten die Konkurrenz von Nachbarschulen, die sich nicht am Boykott beteiligen und werden eintägige Exkursionen durchführen, bis ein bundesweit verbindlicher Boykottaufruf der Gewerkschaft vorliegt (was inzwischen geschehen ist). Alle anwesenden KollegInnen waren sich in der Forderung nach Rücknahme des § 4 BLVG und § 61 GG einig und forderten darüber hinaus von der Gewerkschaftsspitze die rasche Aufnahme gewerkschaftlicher Verhandlungen für ein leistungsgerechtes Besoldungssystem, das die nicht-unterrichtliche LehrerInnenarbeit anerkennt und in die Lehrverpflichtung einrechnet. Die Gewerkschaft wurde weiters aufgefordert, durch klare Beschlüsse und Aufrufe das bundesweit einheitliche Vorgehen der KollegInnenschaft zu organisieren, mit bundesweiten Dienststellenversammlungen am Dienstag, 13.9.98, 5.+ 6.Stunde als erster gemeinsamer Schritt (die Bundessektionsleitung AHS hat sie inzwischen für den 1.10. angesetzt) und Urabstimmung über Streikmaßnahmen.
Berichtet wurde von der Mitarbeit des Wiener Aktionskomitees im “Bündnis für Bildung”, das vom steirischen Aktionskomitee initiiert wurde. Steirische, oberösterreichische und Wiener KollegInnen haben im Juni eine Vorbereitungsgruppe für ein österreichweite Bildungsinitiative gebildet, in der alle vom Sparkurs Betroffenen - LehrerInnen, Eltern, SchülerInnen, StudentInnen - vertreten sein sollen. Im Rahmen von Dienststellenversammlungen an möglichst vielen Schulen sollen die Auswirkungen der Schulsparpakete auf SchülerInnen, Eltern und LehrerInnen diskutiert werden. Für Anfang Dezember ist ein Kongress für eine Wende in der Bildungspolitik in Graz geplant. Die anwesenden KollegInnen beschlossen abschließend, die von Jugendorganisationen vorbereitete Aktion gegen den Bildungsabbau am 24.10. in Baden bei Wien zu unterstützen, die am Tag und am Ort des Treffens der EU-UnterrichtsministerInnen stattfinden wird 
Reinhart Sellner 

TERMINE-TERMINE-TERMINE
Nächstes Treffen des Aktionskomitees:
Mittwoch, 17.10.98, 17-19 Uhr, BRG 15 1150 Henriettenplatz (Festsaal)
Mittwoch 7.10.98, 19 Uhr 30: WILI/UG-Treff im Keller, 1010 Wipplingerstraße 23:
Kreativer Widerstand, subversive Möglichkeiten mit dem und gegen den § 61- Erfahrungsaustausch 
Samstag 24.10.98: Aktionstag gegen das Bildungssparen in Baden bei Wien, eine Initiative von Jugend- und SchülerInnengruppen zum EU-Bildungsministertreffen 
Mittwoch 4.11.98, 19 Uhr 30: WILI/UG-Treff im Keller, 1010 Wipplingerstraße 23:
LehrerInnenarbeit, Arbeitszeit und Bezahlung - Diskussion der Ergebnisse des UG-Seminars vom 14.-17.10.98 
Freitag/Samstag 6./7.11.98: UG-Konferenz in Linz, Anmeldung + Infos im UG-Büro 1020 Blumauergasse 22/3 - Tel. 216 52 72, Fax 216 52 72-22
PVG (Personalvertretungsgesetz) u. §61:
DIENSTSTELLENVERSAMMLUNGEN WERDEN NICHT GEGENVERRECHNET
“Der Wiener Fachausschuss/AHS macht die Dienststellenausschüsse an den Schulen darauf aufmerksam, dass in Zusammenhang mit der Durchführung des § 61 und der Vorgangsweise an der Dienststelle (Schulveranstaltungen, Supplieren von Randstunden usw.) die Möglichkeit von Dienststellenversammlungen genützt werden kann. Dienststellenversammlungen werden nicht gegenverrechnet und bringen den KollegInnen keinen finanziellen Nachteil.”
 Dieser Antrag fand zwar die Zustimmung der sozialdemokratischen KollegInnen, aber keine Mehrheit. Die Information steht also nicht im Rundschreiben an alle DAs, sondern im blackboard und im Kreidekreis.
 Reinhart Sellner, FA-Vertreter der WILI/UG

Österreichisches BÜNDNIS 

FÜR BILDUNG 
Seit zwei Jahren versuchen wir unter den LehrerInnen gemeinsame Aktionen zu initiieren, die zum Schluss auch über die Bundesländergrenzen hinausgehen sollten. Ausgehend vom steirisches Bündnis für Bildung aus Eltern, SchülerInnen, LehrerInnen und StudentInnen habe ich vor dem Sommer um Kontaktaufnahme für die Gründung eines österreichweiten Bündnisses gebeten. Die Reaktion war null, die Arbeit kräfte- und geldverschleißend (mehrere Reisen in die Bundesländer), die Anliegen konstruktiv und ehrenhaft.
Ich will trotzdem weitermachen, wenn ich wieder bei Kräften bin. Aber Schulfragen können nicht nur von LehrerInnenseite her andiskutiert und angegangen werden. Nur im Konsens und im Gespräch mit allen an der Schule Beteiligten. Darum noch einmal die Bitte an alle SchülerInnen, Elternvertreter und LehrerInnen im Lehrerforum. Schreibt mir, ob ihr mitmachen wollt.
Im Anschluss noch einmal die mail vom Juni über das Bündnis für Bildung.
Zur Information ein Flugblatt des Steirischen Bündnis für Bildung.
STOPP DEM QUALITÄTSVERLUST 

Fakten zum Stichwort Bildungsoffensive:
- Der Anteil des Unterrichtsbudgets am Gesamtbudget lag Mitte der 70er Jahre bei 8,6 Prozent und wird im Schuljahr 1998/99 bei 7,2 % liegen.
- Der Zuwachs im Unterrichtsbudget liegt unter der Inflationsrate.
- Die SchülerInnen sind dem Staat immer weniger wert: 1993 gab es an den AHS in der Steiermark noch 2,03 Werteinheiten pro SchülerIn, heute nur mehr 1,83. Auch die BHS büßten rund 9 Prozent ein.
- Die Klassenschülerzahlen nehmen ständig zu: Die AHS Unterstufenklassen haben eine Klassenschülerdurchschnittszahl von 27.
- Freigegenstände und unverbindliche Übungen sind in der Steiermark zwischen 1993 und 1998 um rund 40 Prozent zurückgegangen.
- Die in den letzte Jahren durchgeführten Stundenkürzungen für die 11 bis 13jährigen SchülerInnen sowie in den berufsbildenden Schulen verursachten einen beträchtlichen Verlust von Mitteln für die Bildung.
Zum Stichwort Fremdsprachenoffensive:
- Gesetzlich vorgesehene Teilungen für FRemdsprachengruppen können zum Teil nicht mehr erfolgen, weil die nötigen Werteinheiten fehlen.
- Die erwähnten Stundenkürzungen betrafen auch die Femdsprachen.
Zum Stichwort MODERNE MEDIEN - Der sprunghafte Anstieg der EDV-Ausstattung und Nutzung an den Schulen hat bis heute keine Aufstockung der EDV-Kustodiate zur Wartung der Hard- und Software, lokalen Netze und Internetzugänge zur Folge gehabt.
STOPP DEN BELASTUNGEN DER ELTERN 

Wir sind GEGEN 

- Selbstbehalte bei Schulbüchern und Schülerfreifahrt 

- Abschaffung der Schulbuchaktion 
- Bezahlung der Nachmittagsbetreuung durch die Eltern 
- Ständig steigende Kosten für Kopien und anderes Unterrichtsmaterial 
- Einführung eines kostenpflichtigen Angebotes von Freigegenständen und unverbindlichen Übungen
STOPP DER GEZIELTEN ABWERTUNG DES LEHRERBILDES 

Der Lehrberuf ist kein Halbtagsjob: Jeder Unterricht braucht Vor- und Nachbereitung sowie die ständige Wie​terbildung in der unterrichtsfreien Zeit. Damit übersteigt die Gesamtarbeitszeit pro Woche die 40 Stunden. Der Dienstgeber suggeriert, LehrerInnen seien Großverdiener. Die Realität ist:
EinE AHS oder BHS-LehrerIn mit 20 Dienstjahren verdient netto 23.500 Schilling.
Wir fordern:
Adäquate Anerkennung der Leistungen der österreichischen LehrerInnenschaft durch den Dienstgeber.
FÜR EINE ECHTE BILDUNGSOFFENSIVE 

Nur bessere Qualifikationen bringen jungen Menschen bessere Chancen am immer härter werdenden Arbeitsmarkt. Lippenbekenntnisse der PolitikerInnen sind keine Bildungsoffensive!
Wir fordern daher:
- Ein stufenweises Anheben des Unterrichtsbudgets innerhalb der nächsten vier Jahre auf 10 Prozent des Gesamtbudgets.
- Kein Überstülpen ausländischer Modelle auf gewachsene Strukturen unseres Schulwesens, sondern deren Weiterentwicklung unter dem Aspekt der Qualitätssicherung.
- Mehr Werteinheiten pro SchülerIn statt jährlicher Kürzungen, um wieder die gesetzlich vorgesehenen Gruppenteilungen durchführen zu können und einen bescheidenen Spielraum für Lernangebote zu haben, die über das gesetzliche Minimum hinausgehen.
- Senkung der Klassenschülerhöchstzahlen auf 25 zur Schaffung günstiger Lernbedingungen. Die wissenschaft​lich anerkannte ideale Klassengröße wäre 17 bis 23 Schüler.
- Eröffnung von Berufsperspektiven für junge KollegInnen: Anstellungsoffensive durch Arbeitszeitverkürzung wie in anderen Berufen.
FÜR EINE GERECHTE BEZAHLUNG DER LEHRERiNNEN-ARBEIT 

- Umgehende Rücknahme der Jahresdurchrechnung in Maturaklassen, weil sie nachweislich Mehrarbeit ignoriert, LehrerInnen zu Stundenlöhnern macht und ihre Arbeitszeit verlängert, - Umgehende Rücknahme der Wochendurchrechnung bei Mehrdienstleistungen, weil sie Lehrerengagement behindert oder teilweise sogar bestraft und den Forderungen moderner Lehrpläne absurd widerspricht.
- Anerkennung der Arbeit der LehrerInnen für Schulqualität und Schulprofil im Rahmen ihrer Lehrverpflichtung
FÜR EINE GEWERKSCHAFTSPOLITIK IM INTERESSE DER BETROFFENEN 

Dazu bedarf es - Einer gemeinsamen Strategie gegen das Kaputtsparen des öffentlichen Schulwesens - Einer zukunftsorientierten Zusamenarbeit aller Lehrergewerkschaftsfraktionen - Einer engeren Zusammenarbeit mit Eltern- und SchülerInnenvertretern für eine echte Bildungsoffensive - Einer Gewerkschaftspolitik, die ihren Mitgliedern eine echte Mitwirkung und Mitbestimmung garantiert - nur Beiträge zu zahlen ist uns zu wenig.
Bildungsoffensiven wurden von der Regierung versprochen, die Sparpakete enthüllen, dass damit eher eine Offensive gegen Bildung gemeint war und ist. Um dem immer aggressiveren Bildungsabbau entgegen zu wirken, haben Eltern, SchülerInnen, StudentInnen und LehrerInnen (Pflichtschulen, AHS, BMHS) der Steiermark das "Steirische Bündnis für Bildung" gegründet.
Sie werden gemeinsam für eine ganze Palette von Bildungsmaßnahmen eintreten, von einer Aufstockung der Werteinheiten über kleinere Klassen bis hin zur Wiedereinführung der Schülerfreifahrt. Die erste große Aktion wird eine solidarische Demonstration am 25. Juni in Graz sein.
Unterstützer: die steirischen Elternvereinsverbände, ÖH Uni Graz,  die SPÖ, die Grünen, das LIF, KPÖ, das steirische Komitee zur Sicherung der Bildung und viele mehr.
Ausgehend vom steirischen Bündnis hat sich am 20. Juni 98 in Graz ein 

PROPONENTENKOMITEE FÜR EIN ÖSTERREICHISCHES BÜNDNIS FÜR BILDUNG 

aus LehrerInnen aus der Steiermark, Oberösterreich und Wien etabliert. Ihr Ziel: Österreichweit ein Bündnis der Eltern, SchülerInnen, StudentInnen und LehrerInnen aller Schulsparten herbeizuführen, von der Regierung eine BILDUNGSOFFENSIVE EINZUFORDERN, die diesen Namen verdient.
Der Fahrplan:
Im Herbst wird an alle Schulen Österreichs ein detaillierter Forderungskatalog zur Bildungsoffensive ergehen.
Alle Schulen Österreichs werden gebeten, am 14.10.1998 in der 5. & 6.Stunde Dienststellenversammlungen zum Thema abzuhalten.
Für den 28.11.1998 ist dann ein österreichweiter Aktionskongress für Bildung in Graz geplant, der zum Initial für ein Österreichweites Bündnis für Bildung werden soll.
Wollen Sie sich anschließen, wollen Sie Information?
Bitte Fax oder e-mail an Richard Huber: Fax: 0316/46-26-39, e-mail: Huber@abendschule.asn-graz.ac.at
Spendenkonto für die notwendigen Vorbereitungen:
St. Komitee z. Sicherung d. Qualität an AHS/BMHS, Verwendungszweck:
Bündnis für Bildung Ktonr. 02600-806554 BLZ. 20815 Die Steiermärkische Geschäftsstelle Andritz-Maut
Für das Proponentenkomitee für ein Österreichisches Bündnis für Bildung Peter Steiner GBA/TGM-Wien
PS: In Hamburg gab es eine Demo für Bildung mit 80.000 TeilnehmerInnen. In Norwegen streikten die LehrerInnen für mehr Lohn. Bildung ist europaweit ein Thema und wir sind nicht allein.
________________________________________________________________

Ich ersuche Sie, mich aus der ABO-Liste des "Kreidekreises" zu streichen.
Ich gehe mit Ende des Schuljahres 97/98 in den Ruhestand; da steht es mir nicht mehr zu, mich in Standesangelegenheiten einzumischen.
Ich nütze das Vorruhestands-Modell, um mindestens drei Jahre früher als geplant aus dem Schuldienst zu scheiden: Ich bin vor allem mit meinem Bemühen um den Nichtraucherschutz  an den eigenen KollegInnen und an den Schulbehörden gescheitert. So nützt mein Frust wenigstens einem/einer BerufsanwärterIn....
Ich danke Ihnen für Ihr Engagement für uns LehrerInnen und wünsche Ihnen und der ÖLI-UG viel Erfolg!
Mit freundlichen Grüßen Albin Pichler

Texte aus dem „Lehrerforum“

Neueste Interpretation des §61 (BMUkA)

Schreiben des BMUkA an LSR und Ämter der Landesregierungen vom 15.9.1998
Auszug (ohne Gewähr):
''....blockweise Abhaltung von Unterrichtsstunden:
Hinsichtlich der in den Lehrplänen mitunter vorgesehenen Abhaltung von geblocktem Unterricht (Beispiel: 2 Wochenstunden 14-tägig als 4-Stunden-Block zu unterrichten) ist zu bemerken:
Das Gesetz sieht in §2 Absatz 12 des BLVG bzw. §43 abs.9 des LDG vor, dass entsprechend durch die blockweise Abhaltung von Unterrichtsstunden sich ergebende unterschiedlichen wöchentlichen Lehrverpflichtung eine Verschiebung der wöchentlichen 20 stündigen Grundlehrverpflichtung einhergeht. Die Grundlehrverpflichtung ändert sich in der jeweiligen Woche daher in dem Ausmaß welches der tatsächlichen Verschiebung von Wochenstunden durch die Abhaltung bzw. Nichtabhaltung der in Blockform zu unterrichtenden Wochenstunden entspricht. Daraus ergibt sich eine fiktive Berechnungsbasis für die Ermittlung eines Anspruches auf MDL-Vergütung und eine losgelöst von einer tatsächlichen Abhaltung der Blöcke gleichmäßige MDL-Abgeltung je Unterrichtswoche.
Beispiel 1:
Ein Lehrer hat lt. Lehrfächerverteilung 21 Wochenstunden zu erbringen.
Davon werden je 2 Wochenstunden in Blockform 14tägig abgehalten. Der Lehrer erbringt daher z.B. in den ungeraden Wochen 19 Wochenstunden, in den geraden hingegen 23 Wochenstunden. Die 14 tägige Blockung von 2 Wochenstunden bewirkt eine Verschiebung der Grundlehrverpflichtung auf 18 bzw. 22 Wochenstunden. Aufgrund des sich laut der Lehrfächerverteilung ergebenden Stundenausmaßes von 21 Wochenstunden hat der Lehrer Anspruch auf Abgeltung einer Mehrdienstleistung je Woche (für die 19. bzw. 23 Wochenstunde). Für die Abgeltung fallweise anfallender zusätzlicher Mehrdienstleistungsstunden (Supplierstunden) führt die 20. bzw. 24. zusätzlich unterrichtete Wochenstunde zum Anspruch auf Vergütung einer weiteren Mehrdienstleistung. Eine Unterschreitung der für den Lehrer geltenden wöchentlichen Lehrverpflichtung von 19 bzw. 23 Wochenstunden um eine Wochenstunde führt zum Entfall der vorgesehenen Mehrdienstleistung.......''
''........Die folgenden Beispiele zu Abs.6 gehen von einem Lehrer mit einer wöchentlichen Lehrverpflichtung von 23 Wochenstunden aus, was 3 MDL ergibt. aus Gründen einer einfacheren Darstellung wird eine Unterrichtsstunde einer Werteinheit gleichgesetzt:
Beispiel 1:
Montagunterricht (Lehrverpflichtung 5 stunden) entfällt wegen Erkrankung des Lehrers. Am Mittwoch erbringt dieser Lehrer 3 Einzelsupplierungen.
Der Lehrer hat in dieser Woche zwar nur 21 Unterrichtsstunden gehalten, doch wird gemäß §61 abs.6 GG 1956 für die Bemessung der Suppliervergütung der Nichtentfall der 5 Montagsstunden fingiert, da diese Stunden wegen Erkrankung des Lehrers entfallen sind. er liegt somit mit allen 3 Einzelsupplierungen über einer 20-stündigen Lehrverpflichtung und hat daher Anspruch auf Abgeltung von 3 MDL.
Beispiel 2:
Montagunterricht (Lehrverpflichtung 5 stunden) entfällt nicht wegen Krankheit des Lehrers, sondern wegen seiner Teilnahme an einer Fortbildungsveranstaltung. am Mittwoch erbringt dieser Lehrer 3 Einzelsupplierungen.
Der Lehrer hat in dieser Woche nur 21 Unterrichtsstunden gehalten. Er hat daher Anspruch auf Abgeltung einer MDL.
Beispiel 3:
Montagunterricht (Lehrverpflichtung 5 Wochenstunden) entfällt wegen Teilnahme an einem Seminar. am Freitag entfallen zusätzlich 2 Wochenstunden wegen Erkrankung. Am Mittwoch erbringt dieser Lehrer 3 Einzelsupplierungen.
Der Lehrer hat in dieser Woche 16 Wochenstunden und 3 Einzelsupplierungen gehalten. gemäß §61 Abs.6 GG 1956 wird für die Bemessung der Suppliervergütung der Nichtentfall der 2 am Freitag wegen Erkrankung entfallener WochenStunden fingiert, was für die Bemessung der Suppliervergütung eine Basis von 18 Wochenstunden ergibt. Mit den 3 Einzelsupplierungen erreicht der Lehrer 21 Unterrichtsstunden und hat damit Anspruch auf eine MDL.
Beispiel 4:
Der Lehrer ist am Montag erkrankt. Montagunterricht (..... 5 Wochenstunden) ist jedoch ohnehin wegen Abwesenheit der betreffenden Klassen (Teilnahme an Schulveranstaltungen) entfallen. Am Mittwoch erbringt dieser Lehrer 3 Einzelsupplierungen.
Die Stunden am Montag wären vom Lehrer auch dann nicht zu halten gewesen, wenn er nicht erkrankt wäre. Sie sind daher nicht wegen der Erkrankung entfallen. Ergebnis wie Beispiel 2.
Beispiel 5:
Wie Beispiel 1. Zusätzlich entfallen dem Lehrer am Freitag 2 Unterrichtsstunden wegen Abwesenheit der von ihm unterrichteten beiden Klassen. Der Lehrer wird jedoch während dieser für ihn dienstplanmäßig vorgesehenen Unterrichtszeit in 2 anderen Klassen zur Unterrichtserteilung eingesetzt. Lösung wie Beispiel 1, daher Abgeltung von 3 MDL.
Die ersatzweise in den beiden anderen Klassen unterrichteten 2 Stunden waren in Erfüllung der bestehenden Lehrverpflichtung zu leisten und stellen daher keine zusätzlich abzugeltende geleistete Unterrichtstätigkeit dar...............''
''......Nicht gehaltene Unterrichtsstunden gelten daher insbesondere in den nachfolgenden Fällen als erbracht:
- Feiertag gemäß Feiertagsruhegsetz sowie Allerseelentag und Landesfeiertag 

- Teilnahme an einer eintägigen Schulveranstaltung bzw. schulbezogenen Veranstaltung bzw. Lehrausgang 

- Dienststellenversammlung 

- Dienstauftrag hinsichtlich einer allgemeinen Dienstpflicht (ausgenommen Fort- und Weiterbildung) 

- Schulveranstaltung für Personalvertreter, Gewerkschaftsfunktionäre 
- Prüfungstätigkeiten im Rahmen einer Externistenreifeprüfung, Berufsreifeprüfung oder Eignungsprüfung 

- Tätigkeit an einer Sitzung des SGA 

- Teilnahme an einer Sitzung einer Disziplinar- oder Leistungsfeststellungskommission
Nicht gehaltene Unterrichtsstunden gelten hingegen insbesondere in den nachfolgenden Fällen als entfallen:
- Teilnahme an einer Fort- und Weiterbildungsveranstaltung des Lehrers 

- unterrichtsfreie Tage (schulautonome Tage, Osterdienstag, Pfingstdienstag) 
- Teilnahme an einer Lehrerkonferenz 
- Krankheit (vgl aber § 61 abs.6 GG) 
- Pflegefreistellung (wie Krankheit zu behandeln) 
- Sonderurlaub 
- Teilnahme an einer mehrtägigen Schulveranstaltung 
- Teilnahme an einem Elternsprechtag 
- verkürzter Unterricht in der ersten und letzten Schulwoche 
- Abwesenheit der Klasse, da keine unterrichtserteilung möglich 
- Eintritt des Beschäftigungsverbotes während der Woche 
- Ausübung einer sonstigen zu den lehramtlichen Pflichten gehörenden Tätigkeit 
- Ausübung einer nicht zu den Dienstpflichten gehörenden Tätigkeit ...........''
MfG Wolfgang Kugler
PS: Ich bin noch immer der Meinung, dass die Forderung der Gewerkschaft sein muss: aufgrund der vielen Ungereimtheiten Aussetzung und Neuverhandlung des GG § 61 und BLVG § 4
Erfolgsbilanz aus Sicht des BMUkA:
I N F O R M A T I O N zur Neuregelung im Lehrer-Gehaltsgesetz und bei Schul-Projektwochen
Mit der Lehrergewerkschaft wurde am 8. September 1997 ein neues Abrechnungssystem für Überstunden beschlossen. Seit 1. September 1998 wird jede gehaltene Überstunde bezahlt, so genannte "Dauermehrdienstleistungen" gibt es nicht mehr. Für verschiedene Verbesserungen u.a. bei EDV, Schulbibliotheken, Beratungslehrern und Pflegefreistellungen stehen 120 Millionen Schilling zur Verfügung. Durch die neu eingeführte Erzieherzulage werden in diesem Schuljahr 40 Millionen Schilling mehr bei Projektwochen ausbezahlt.
In konstruktiver Zusammenarbeit mit den gewerkschaftlichen Vertretern wurde 1997 im Vorfeld der Budgetberatungen ein neues Abrechnungssystem für Überstunden erarbeitet. Mit diesem System wird jede tatsächlich gehaltene Überstunde bezahlt. Diese Abrechnung ist damit transparenter und gerechter.
Im Einvernehmen wurden daher auch die pauschalierten Mehrdienstleistungen abgeschafft. Für die zusätzliche Arbeit bei Projektwochen gibt es seit Schulbeginn  erhöhte Abgeltungen.
In der abschließenden Verhandlungsrunde am 8. September 1997 zwischen dem Beamtenstaatssekretär und den Lehrergewerkschaften wurden die grundlegenden Maßnahmen beschlossen. Die Gewerkschaft hat diesen zugestimmt. Detailliert wurden folgende Veränderungen vereinbart:
1. Veränderungen zum § 61 Gehaltsgesetz (u.a. neue Überstunden-Abrechnung, Ausnahme bei eintägigen Schulveranstaltungen, Bezahlung jeder Überstunde, höhere Bezahlung für Überstunden)
2. Einführung der Betreuerzulage für Projektwochen (36,5 Mio. Schilling)
3. 2.300 zusätzliche Arbeitsstunden (31 Mio. Schilling) für die unterrichtsbezogene Betreuung der Schul-EDV durch Lehrer
4. Neuregelungen bei den Maturaklassen
5. Abgeltung für Projektwochen wird bereits ab 4. Tag (früher 6 Tage) bezahlt
6. Neubewertung der Direktoren an den Pflichtschulen
Folgende Weiterentwicklungen wurden in einer Novelle im Parlament am 9. Juli 1998 beschlossen:
1. Pflegefreistellungen werden wie Krankenstände behandelt (8 Mio. Schilling)
2. Schulbibliothekare an BMHS erhalten Einrechnungen in ihre Lehrverpflichtung (21 Mio. Schilling)
3. Beratungslehrer an Polytechnischen Schulen erhalten eine zusätzliche Bezahlung (2,3 Mio. Schilling)
4. Verkleinerung der Reifeprüfungs-Kommissionen
Über folgende Verbesserungen gibt es einen Konsens:
1. HTL-Lehrer, die so genannte Techniker- und Ingenieurprojekte betreuen, erhalten eine zusätzliche Abgeltung (3,1 Mio. Schilling)
2. Für Lehrer an berufsbildenden Schulen können für fachspezifische Bereiche mehr Vordienstzeiten angerechnet werden
3. Für die Betreuung der Computer-Hard- und -Software werden zusätzliche Budgetmittel freigemacht (46 Mio. Schilling)
Für Projektwochen gelten folgende Regelungen:
Bei Projektwochen (4-6 Tage) gibt es für entstehende Kosten Bauschgebühren.
Folgende Abgeltungen kommen weiters zum Gehalt dazu:
* Der Leiter der Projektwoche erhält für seinen Arbeitseinsatz zwischen S 1.734,-- und S 3.950,--.
* Ein Betreuungslehrer erhält, wenn er eine Gruppe leitet, S 209,-- pro Tag, bei einer 6-tägigen Veranstaltung, also S 1.254,--.
* Der Leiter der Projektwoche erhält, wenn er eine Gruppe leitet, ebenfalls die Erzieherzulage. Bei einer 6-tägigen Projektwoche liegt die Abgeltung zwischen S 2.988,-- und S 5.204,-- für die Leitung der Projektwoche und einer Gruppe.
Tagesgebühren z.B. Schiwoche S 465,-- 
Diese Abgeltungen gebühren zusätzlich zum Grundgehalt. Reisegebühren und Nächtigungsgebühren werden darüber hinaus extra abgegolten.
Bei allfälligen weiteren Fragen haben wir ab 29.9.1998 eine Hotline eingerichtet:  Tel.: 01/531 20-3272, Montag bis Freitag von 14.00 - 17.00 Uhr  (Gruppenleiter MR Mag. Wolfgang Stelzmüller).
Die mit der Gewerkschaft vereinbarte Projektgruppe zur Weiterentwicklung des Dienst- und Besoldungsrechtes wurde zwischen Beamtenstaatssekretariat und BMUK bereits eingerichtet. Für das BMUK übernimmt die Leitung Sektionschef Dr. Günter Oberleitner.
Mit freundlichen Grüßen Heidemarie Glück, Büro der Bundesministerin. 25.9.1998
Meinungen dazu:

Das BMUK hat eine Hotline eingerichtet, mithilfe derer verwirrte Eltern sich über die tatsächlichen Lehrerbezüge bei Schulveranstaltungen informieren können. Dort habe ich angerufen und folgende Auskunft erhalten:
Die kolportierten 6343.- sind falsch. In Wirklichkeit verdienen die Lehrer "bis zu" 7179.- zusätzlich zu ihrem Gehalt.
Keine Rede war in der Auskunft von einer Rechnungslegung. Auf meine diesbezügliche Frage, wie sich die Summe denn zusammensetze, meinte der Beamte, es handle sich um "Pauschgebühren" und 209.- pro Tag zusätzlich. "So sehen wir das." Dass die Höchstsumme nur durch den Fall zustande käme, wenn ein Lehrer der letzten Gehaltsstufen als Leiter einer sechstägigen Veranstaltung agierte, wurde ebenfalls nicht erwähnt.
Haben wir uns etwas anderes erwartet?
Mag. Michael Krebs
Die Leitergebühr als Verdienst während einer Schulveranstaltung zu includieren vergisst die Tatsache, dass damit vor allem die Arbeit vor und nach der Schulveranstaltung (Organisation, Verrechnung etc.) abgegolten werden sollte, sie hat damit kaum etwas mit dem Zeitaufwand während der Veranstaltung zu tun.
Kleine Ergänzung: Ich habe heute von einer Kollegin den Text eines Verordnungs-Paragraphen zur neuen Abrechnung vorgelegt bekommen, laut dem einem Leiter einer mehr als 3-tägigen Schulveranstaltung für die Woche, in der diese endet, 4,33 Werteinheiten (=alte Monatsmehrdienstleistungsstunde) einzurechnen seien. In UPIS-RAPP entspricht das der Ursachengruppe 28, wo festgehalten wird, dass diese Stunden immer als MDL auszubezahlen seien. Was ist aber, wenn dem Lehrer in dieser Woche (wenn der Kurs z.B. am Montag endet!) aus anderen Gründen Stunden entfallen, wie ist dann bei Gegenverrechnung die Auszahlung der 4,33 MDL überhaupt möglich??
Und natürlich in dem Ministeriums-Papier kein Wort davon, dass von den Tagesgebühren alle Kosten zu bestreiten sind oder dass damit keineswegs die aufgewendete Zeit über 40 Stunden abgegolten sein kann!! Im Gegenteil, die Formulierung, dass alle diese Gebühen zusätzlich zum Grundgehalt anfielen, ist wohl der "sanfte Hinweis", dass jeder Lehrer bei so einer Schulveranstaltung ohnehin schon über Gebühr bezahlt sei und wir uns daher gefälligst zufrieden zu geben hätten!
Im Hintergrund schwingt womöglich sogar der Gedanke mit, die Lehrer wurden da ohnehin eine Art Urlaubswoche verbringen, also wozu noch bezahlen!!
Lassen wir uns solche unterschwelligen Vernaderungen nicht gefallen, unterstützen wir bedingungslos alle Boykottmaßnahmen, auch wenn sie in dem Medien noch so egoistisch und schülerfeindlich dargestellt sein mögen.
Wenn wir jetzt nicht solidarisch sind (ich verweise auf in manchen Medien schon angekündigte Listen von Schulen, die sich dem Boykott entziehen wollen!!), dann brauchen wir uns für längere Zeit nicht mehr aus den Löchern zu wagen!!
Wolfgang Salzer
Ein paar Gedanken zur Abrechnung:
Von den 465,- ATS sind 345,- ATS für die Verpflegung vorgesehen, bleiben also 120,- ATS, z.B. für die Ausrüstung usw. (Es hat sicher einer Grund, dass Schikurse höher eingestuft sind als Sommersportwochen.)
Die 209,- ATS gibts nur beim Leiten einer Gruppe und nur für L1-Lehrer/innen.
Nehmen wir an, dass mit dem Grundgehalt eine übliche Dienstzeit von 8 Stunden pro Tag abgedeckt sind, dann sehe ich zwei Möglichkeiten:
a) Die Schüler werden um 16 Uhr entlassen und aufgefordert, sich um 8 Uhr wieder einzufinden; der 6. Schikurstag findet mit freiwilliger Beteiligung statt.
b) Für die Beaufsichtigung und Betreuung während der restlichen Abend-, Nacht- und Morgenstunden werden jene Vergütungen angewiesen, wie sich auch im Par 10 BLVG und Par 60a GG geregelt sind (Erziehertätigkeit, Aufsichtführung, Erzieherzulage). 
Hier der Versuch einer Berechnung:
Dauert ein Schikurs von Sonntag, 7 Uhr bis Samstag, 17 Uhr, sind das insgesamt 154 Stunden. Darin enthalten 5 neunstündige Nachtdienste, bleiben 109 Stunden. Diese 109 Stunden entsprechen gemäß Par 10 BLVG  
15 Stunden am Sonntag:          11,25 WE
94 Stunden an anderen Tagen: 47,00 WE
2 Nachtdienste pro Lehrer:         4,50 WE
Summe:                    52,75 Werteinheiten - Grundlehrverpflichtung         20,00 WE
Mehrdienstleistung pro Woche:32,75 WE
32,75 Werteinheiten * 1,73% = 56,66 % des Grundgehalts.
In der 13. Gehaltsstufe (39.906 ATS pro Monat) sind das 22.610 Schilling.
Oder habe ich einen Rechenfehler gemacht? Dann bitte ich um Aufklärung.
Nebenbei sei noch erwähnt, dass Erzieher auch eine Zulage bekommen...
Natürlich sind beide Varianten nicht umzusetzen, aber seitens des BMUkA auf die Problematik überhaupt nicht darauf einzugehen, ist wohl auch nicht der richtige Weg.
Die Frustration der Lehrer erklärt sich wohl damit, dass das BMUkA genau rechnet, wenn dabei Geld eingespart werden kann, aber an den Idealismus der Lehrer appelliert, wenn Mehrkosten zu erwarten sind. Auch die 120,- ATS pro Tag oder 720,- ATS für 6 Tage (die vermutlich einem anderen Zweck dienen), zeigen das Missverhältnis.
Die jetzige Regelung macht aus Lehrern Stundenlöhner und Stundenzähler.
Wen wundert es, wenn nun auch die Betreuungsstunden bei Schulveranstaltungen genau gezählt werden? Die Lehrer haben jedenfalls nicht mit dem Groschenklauben begonnen...
Habe gerade folgende Mail an den Kurier (leser@kurier.at) geschickt:
------------------ Schulveranstaltungen Hier ein einfacher Lösungsvorschlag zur laufenden Diskussion:
Die Lehrer übernehmen (beispielsweise bei einem Schikurs) die Schüler um 8 Uhr am Veranstaltungsort und entlassen sie um 16 Uhr. Der Kurs läuft von Montag bis Freitag. Dies entspricht dann der derzeitigen Bezahlung, keine weiteren Zuschläge sind notwendig, das Unterrichtsbudget wird nicht weiter belastet.
Für die Organisation, die Beaufsichtigung bei der Reise, ferner für die Abendbeschäftigung und die Beaufsichtigung in der Nacht sorgt irgendwer anderer (vielleicht die Eltern, spezielle Aufsichts-Begleiter oder die Fremdenverkehrswirtschaft, vielleicht auch die Pflichtschullehrer; am besten aber jemand, der meint, dass mit 120,-ATS pro Tag das alles abgedeckt ist).  --------------------

Ich denke, dass man Dinge für die Medien einfach aufbereiten muss.
Vielleicht ist dieses Angebot "verständlich". Ich meine aber, dass diesen Vorschlag auch niemand aufgreifen will.
Arbeit ist das, was die anderen tun sollen.
Verantwortung ist das, was die anderen übernehmen sollen.
--- MfG Martin Weissenböck
Na bitte jetzt hat laut ZIB 17.00 Uhr Gehrer entschieden, dass die Skikurse gesichert sind ....
Ihre Herrlichkeit hat entschieden: Skikurse werden gehalten und die LehrerInnen sind allesamt geldgierig und reiten auf dem Rücken ihrer Schüler eine wilde Attacke in eigenem Interesse.
Und trotzdem ein Beitrag zur Diskussion:
Erstens, geht die öffentliche Diskussion wieder einmal (beabsichtigt?) am Kernpunkt vorbei und unsere Gewerkschaftsverhandler sind daran nicht unschuldig. Eigentlich sollten wir über die Erhebung von LehrerInnenarbeit reden und darüber, wie die einzelnen Tätigkeiten eben auch entgolten werden, nicht über singuläre Probleme wie die Abgeltung von Schulveranstaltungen.
Das tatsächliche Problem ist nämlich, dass wir eine Entgeltberechnung haben, die der modernen Form des Lehrens nicht gerecht wird. Als Maßstab wird die gehaltene Unterrichtsstunde hergenommen, auch für Tätigkeiten, die mit dem reinen Unterricht vor der Klasse gar nichts mehr zu tun hat (Kustodiate, Schulentwicklung etc.). Das stimmt einfach nicht mehr.
Durch die Paragraphen 61 und 4 werden diese Tätigkeiten sogar unter finanzielle Strafe gestellt. Jeder, der mehr als eine Unterrichstunde plus Vorbereitung macht, beutet sich selbst aus, auf Deutsch: Er k/nnte sich als Dodel fnhlen.
Das tatsächliche Problem ist nämlich, dass der Dienstgeber in dieser unklaren Situation die für ihn jeweils günstigere Berechnung heraussucht, einmal die Pauschalierung, dann wieder die Einzelstundenabrechnung. Zugleich begünstigt die unklare Situation, jede Kritik daran zu ersticken, indem man LehrerInnen Dinge anlastet, für die sie nichts, aber auch schon gar nichts können (Bsp. Ferienregelung).
Und das wird weidlich genützt. Ideen wie die Fünf-Tage-Woche bei Verkürzung der Ferien (ein durchaus diskussionswürdiges Thema) wird über die Medien zur Diskussion gestellt, statt sie den Betroffenen vor Ort im Rahmen der Schulautonomie zur Meinungsentwicklung vorzulegen. Im Anschluss bekommen die LehrerInnen dann reingewürgt, dass sie wieder alles verhindern, bevor sie sich noch eine Meinung bilden konnten. Überforderung nennt man das, wenn man dies von SchülerInnen verlangen würde.
Zweitens, die Situation begünstigt weiters, Entgelte zB für Skikurse als großartig hinzustellen, die sich bei eingehender Betrachtung als nicht so klass erweisen. Eine Umlegung des Skikursentgeltes führt zu 35 öS Stundenlohn, MDL werden gestrichen, Aufenthalts- und Reisekosten müssen vorgestreckt werden und es dauert Monate, bis man sie zurückbekommt.
Ein Beispiel: Ich fahre im November auf ein viertägiges Seminar. Die Reise- und Aufenthaltskosten muss ich selber tragen: 861 öS pro Tag, rund 3.500 öS für die ganze Zeit. Bei einem Nettogehalt von wahrscheinlich knapp 12.000 öS einer halben Lehrverpflichtung (vor den Ferien bekannt. Das BumuK hat es bis jetzt nicht geschafft, meine Lohnauszahlung umzustellen und zahlt eine volle Lehrverpflichtung aus, den Überschuss muss ich natürlich irgendwann zurückzahlen) ist das eine enorme Ausgabe.
Drittens, bekomme ich meine Unterrichtsmittel nicht bezahlt bzw. werde ich beim Ausfassen behindert. Eine Büroklammer zu bekommen ist wie die Jagd nach dem verlorenen Schatz. Ein Computer , den man sich mit 40 anderen teiln muss, wenn man das Glück hatte, einen Schlüssel für den Raum zu bekommen, Fachliteratur zum Aktualisieren des Unterrichts. In Summe bis zu 10.000 ö S pro Jahr.
Viertens verstehe ich nicht, dass die Eltern und Schülerverbände nicht gegen Absurditäten aufstehn, wie es die Schulbuchaktion neu ist:
Selbstbehalt bezahlen und die Bücher abgeben. Auch uns stößt das auf und es ist uns ein Anliegen dagegen aufzutreten. Angebote gab es im Lehrerforum.
Genauso wie wir auf Bildungsverschlechterung aufmerksam machen, auf Stundenstreichungen, überrumpelnde Umkrempelung von Lehrplänen, die schrittweise Aushungerung der Erwachsenenbildung.
Es muss doch einmal reichen. Die PV-Wahlen stehen vor der Tür. Müssen immer die schlechten Verhaberungsfraktionen gewinnen? Sind VertreterInnen wählbar, die sich weigern vorauszudenken und immer nur reagieren wollen? Die Bildungs- und Arbeitnehmerfragen auf das "Aussereissen" von mehr Geld auf einer inadäquaten und überholten  und nicht vermittelbaren Verrechnungs​basis reduzieren? Und keine Diskussionen wollen?
Im Ärger geschrieben und mit viel Wut im Bauch, Peter Steiner
________________________________________________________________

Wo waren die Aufschreie der Medien und der Politiker als die Ärzte drohten, ihre Praxen für einen Tag zusperren zu wollen, als man ihnen ein mehr an Apotheken, im Interesse der Bevölkerung, vor die Nase setzen wollte?
Im KURIER gab's irgendwo unter CHRONIK einen kleinen kurzen Bericht. - keine Schlagzeile wie - ÄRZTE GEFÄHRDEN DIE GESUNDHEIT DER PATIENTEN, oder, AUF DEM RÜ​CKEN DER PATIENTEN.
Was die Bewertung der Lehrer betrifft, scheint jeder Experte zu sein, fast wie im Fußball, jeder ein kleiner Prohaska und Besserwisser.
auf einen kämpferischen Herbst
Mit freundlichen Grüßen 

Wolfgang Kugler

Presseaussendungen von Partei-Vertretern

SPÖ/Antoni: Aktuelle Schulpolitik darf nicht auf der Strecke bleiben. Schulveranstaltungs-Diskussion blockiert bildungspolitische Arbeit
"Die seit Wochen laufende Diskussion rund um die Abhaltung von Schulveranstaltungen blockiert die bildungspolitische Arbeit", kritisierte SPÖ-Bildungssprecher Dieter Antoni. "Brennende aktuelle schulpolitische Anliegen bleiben derzeit auf der Strecke. Gehrer muss endlich handeln", so Antoni Mittwoch gegenüber dem Pressedienst der SPÖ. 
"In der Bildungspolitik herrscht derzeit Stillstand", zeigte sich Antoni zutiefst besorgt und mahnte gleichzeitig wichtige schulpolitische Entscheidungen ein, die auf eine dringende Erledigung warten. "So wurden seit 1994 die SchülerInnenbeihilfen nicht mehr erhöht. Während die Studienbeihilfen angehoben wurden, findet über die dringend notwendigen Anpassungen für die SchülerInnen nicht einmal eine Diskussion statt."
Im Interesse der SchülerInnen und Eltern sollte auch rasch über eine Neuregelung der Ferien und die Einführung einer 5- Tage-Woche gesprochen werden. Die Vorbereitungskurse und die Abhaltung der Berufsreifeprüfung seien derzeit noch immer mit hohen Kosten verbunden. Die SPÖ fordere daher dringend Maßnahmen, um ein gebührenfreies Ablegen der Berufsreifeprüfung für die jungen Menschen anbieten zu können, betonte Antoni.
Weiters müsse die LehrerInnen-Aus- und Weiterbildung für den integrativen Englisch-Unterricht in den 1. und 2.
Volksschulklassen sowie für die Berufsorientierung in den 3.und 4. Schulstufen der Hauptschule und der AHS intensi​viert werden. Weder ein Diskussionspro​zess und schon gar nicht eine grundsätz​liche Entscheidung finde derzeit über eine neue LehrerInnenausbildung auf inter​nationalem Niveau, wie es die SPÖ mit der "Hochschule für Bildungsberufe" vorschlägt, statt.
Schließlich sei von einer inhaltlichen Neugestaltung der Schulbuchaktion, wie dies das Parlament in einem Entschließungsantrag vom 10. Dezember 1997 von Unterrichtsministerin Gehrer gefordert habe, bis zum heutigen Tag nichts zu hören. "Die aktuellen Probleme müssen rasch und offensiv angegangen werden und dürfen nicht weiter auf die lange Bank geschoben werden", schloss Antoni.
22.9.98: Öllinger: Schulveranstaltungsstreit ist Ergebnis verfehlter Politik 
Grüne: Konflikt geht zu Lasten von SchülerInnen und LehrerInnen
"Der bedauerliche Streit um die Nichtabhaltung von Schulveran- staltungen, der auf dem Rücken der Schüler ausgetragen wird, ist Resultat einer Gehalts- und Arbeitszeitpolitik, die mit den schulischen Realitäten nichts mehr zu tun hat", kommentierte heute Schulsprecher der Grünen, Karl Öllinger den angekündigten Boykott der AHS- und BHS-Lehrergewerkschaft. "Beide - also Ministerium und Gewerkschaft - tragen für diese seit Jahren verabsäumten Neubewer- tungen der Lehrertätigkeit die Verantwortung", so Öllinger Die Arbeitszeit der Lehrer ist nach wie vor am Unterricht orientiert, obwohl der Unterricht und dessen Vor- und Nach- bereitung nur mehr ein, wenn auch wichtiges Elemt der Tätigkeit von LehrerInnen darstellt. "Das System der Zulagen und Zusatz- abgeltungen entspricht dem Denkansatz kleinkarierter Bürokraten, hat aber mit tatsächlichen Leistungen und Arbeitszeiten nur wenig zu tun", empört sich Öllinger "Die Lehrergewerkschaft lebt vom Zulagensystem, das sie als Erfolg ihres Wirkens den Mitgliedern verkauft und dabei vergisst, dass dadurch die tatsächlichen Arbeitszeiten und Belastungen völlig in den Hintergrund treten".
Diese Politik der Gewerkschaft richtet sich daher nicht nur gegen die SchülerInnen, sondern auch gegen die LehrerInnen selbst.
Der Bildungssprecher der Grünen fordert jetzt, dass Ministerium und Gewerkschaft ihre gegenseitige Blockadepolitik aufgeben und umgehend Verhandlungen über ein Gehalts- und Arbeitszeitschema von LehrerInnen aufnehmen, das die tatsächlichen Arbeitsfelder und Arbeitszeiten erfasst:. "Die Grünen  haben dafür bereits Vorarbeiten geleistet und werden ihre Vorstellungen über ein neuesw Gehalts- und Arbeitszeitmodell von LehrerInnen demnächst öffentlich präsentieren",  kündigt Öllinger an.

Presseaussendungen von AHS, BMHS, Pflichtschul-Gewerkschaftern

Ende Sept. 1998 – lt. APA

Schulveranstaltungen: Auch Förderkurse wackeln 
Utl.: AHS-Lehrergewerkschafter Jantschitsch: "Vor allem deswegen werden wir morgen protestieren" 
"Dass den Lehrern künftig auch die Stunden für Förder- und Maturavorbereitungskurse gegenverrechnet werden, treibt die Kollegen auf die Palme", motiviert AHS-Lehrergewerkschafter Helmut Jantschitsch die für morgen bundesweit angekündigten Dienststellenversammlungen an den AHS. Am Projektwochenboykott sei sowieso nicht mehr zu rütteln, sagte er am Mittwoch im APA-Gespräch.
Bei den Protestversammlungen gehe es jetzt um die Zukunft des Förderunterrichts.
Weil, so Jantschitsch, nach dem neuen Abrechnungssystem die Lehrer nur mehr nach gehaltenen Überstunden bezahlt würden. Das sehe dann in der Praxis zum Beispiel so aus: Wenn ein Pädagoge am Montag vier Stunden Sprechtag hat, also nicht in der Klasse unterrichtet, und am Dienstag zwei Stunden Förderunterricht, würden ihm diese zwei Stunden nicht bezahlt, sondern gegenverrechnet.
Dabei habe es vergangenen Juni dezidiert die Zusage von Unterrichtsmninisterin Elisabeth Gehrer gegeben, Förder- und Maturakurse im Rahmen der neuen Überstundenregelung nicht gegenzuverrechnen. Die Ministerin sei dann aber offenbar im Parlament gescheitert. Jantschitsch: "Unser Kampfziel ist, dass diese Zusage eingehalten wird."
Einen Boykott des Förderunterrichts werden man aus pädagogischen Gründen sicher nicht durchführen, versicherte der AHS-Gewerkschafter, "denn das würde die Schüler, vor allem die leistungsschwachen, wirklich treffen". Es bestehe allerdings die Gefahr, dass immer weniger Lehrer unter diesen Bedingungen bereit sind, Förderkurse abzuhalten. Vorläufig werde man sich dagegen zur Wehr setzen, indem an den AHS heuer nicht nur mehrtägige, sondern auch eintägige Schulveranstaltungen wie Lehrausgänge gestrichen werden.

Schulveranstaltungen: 

Ruhiger Donnerstag an BHS 
Utl.: Keine Dienststellenversammlungen an berufsbildenden Schulen – 

Skala: Unterstützen AHS-Kollegen aber voll und ganz 
Während die AHS-Lehrer morgen in bundesweiten Protestversammlungen ihrem Unmut über die ihrer Meinung nach schlechte Bezahlung bei Projektwochen Luft machen werden, bleibt es an anderen Schulen ruhig. Helmut Skala, Vorsitzender der Bundessektion der Lehrer an berufsbildenden mittleren und höheren Schulen (BMHS): "Bei uns wird es keine Dienststellenversammlungen geben," man stehe aber voll und ganz hinter den AHS-Kollegen. 
Wie Skala im Mittwoch im APA-Gespräch betonte, werden die Lehrer im Bereich der berufsbildenden Schulen an dem Projektwochen-Boykott solange festhalten, bis ihre "Leistung neu bewertet wird". Jetzt sei die Bundesregierung am Zug. Die BMHS-Lehrer hätten ihren Standpunkt schon im Frühjahr bei bundesweiten Protestkundgebungen vertreten und die Weichen für den Boykott gestellt.
Aus diesem Grund gibt es jetzt auch keine Probleme mit Stornierungen von Sprach- oder Sportwochen. "Wir brauchen nichts absagen, weil gar nichts bestellt wurde", so Skala. Das Motto im laufenden Unterrichtsjahr an den BMHS laute: "Guter Unterricht in der Klasse".
Schulveranstaltungen: Derzeit kein Boykott der Pflichtschullehrer 
Utl.: Wollen Verhandlungen mit dem Unterrichtsministerium abwarten 
Österreichs Pflichtschullehrer schließen derzeit Boykottmaßnahmen wegen der als unzulänglich empfundenen Abgeltung von Schulveranstaltungen aus. Darauf einigte sich die Bundessektionsleitung der Pflichtschullehrer am Mittwoch, 30.9., in einer gemeinsamen Stellungnahme von FCG, FSG und Unabhängigen Gewerkschaftern. 
Der Wegfall von dauernden Mehrdienstleistungen bei mehrtägigen Schulveranstaltungen sei ein Teil der Verhandlungen zum ersten Sparpaket 1995 unter dem damaligen Unterrichtsminister Erhard Busek gewesen. "Durch diesen Kompromiss konnten über 10.000 Lehrerinnen und Lehrer vor einer drohenden Entlassung bewahrt werden", so die Pädagogen an Pflichtschulen.
Im Herbst 1997 habe die Gewerkschaft dann eine zusätzliche Abgeltung von insgesamt 40 Millionen Schilling für Schulveranstaltungen erreicht. Mit dieser Maßnahme sei erstmals seitens Unterrichtsministerin Elisabeth Gehrer die Unterdotierung der Arbeit bei Schulveranstaltungen anerkannt worden. Zugleich seien weitere Verhandlungen in Richtung besserer Bewertung zugesagt worden.
"Während dieser - derzeit noch laufenden Verhandlungen - schließen wir Boykottmaßnahmen aus!", so die Pflichtschullehrer.
Lehrer-Schüler gemeinsam

Gegenseitige Sympathie und Wertschätzung in Bludenz
An der Handelsakademie und am Bundesgymnasium Bludenz wurde Mittwoch eine neue Streikvariante erprobt. Lehrer und Schüler unterbrachen um 10.30 Uhr den Unterricht und zogen gemeinsam in die Aula.
Dort versicherte man sich in diversen Referaten der gegenseitigen Sympathie und Wertschätzung. Gestreikt wurde gegen die Sparpolitik des Bundes in Sachen Bildung. Und in Aufrufen wurde sodann ein Streikrecht für Schüler gefordert. Diesem Beispiel wollen jetzt andere Vorarlberger Schulen folgen.
Die Aktion kritischer Schüler wird heute, Donnerstag, 1.10., um zehn Uhr vor dem Unterrichtsministerium am Minoritenplatz aufmarschieren. Das Bildungssystem im allgemeinen soll beklagt werden. In vielen Oberstufenklassen des ganzen Landes wird das gegenwärtige Tohuwabohu als willkommener Anlass zum Schwänzen gesehen.
Einige Klassen teilten ihrem Direktor per Fax mit, dass man mit ihrer Anwesenheit nicht rechnen könne, da sie sich "auch mit den Lehrern solidarisieren". Das wilde und lustige Streiken könnte allerdings Folgen haben, da es ja kein Schülerstreikrecht gibt.
BORG Krems

29.9.1998 Brief des Direktors und der Lehrervertreter im BORG Krems an die Eltern anlässlich der Dienststellenversammlung am 1. Oktober 
Liebe Eltern! 
Wenn Sie den Schulalltag Ihres Kindes in den letzten Jahren verfolgt haben, werden Sie feststellen, dass in unserer Schule viele Projekte, Exkursionen, Sportwochen, Theaterfahrten, e.t.c. abgehalten wurden. Wir Lehrer haben dies immer gerne mit viel Einsatz, Engagement, Vorbereitungsarbeit .... ermöglicht. Durch die im Zuge des Sparpaketes neue Bewertung der Lehrertätigkeit - nur die gehaltene ,Unterrichtsstunde wird bezahlt - ergibt sich, dass alle zusätzlichen Aktivitäten NICHT bzw. nur mit einem minimalen Betrag abgegolten werden ( 209 ATS brutto Tagessatz).
Andrerseits werden uns die Stunden, die wir wegen der Teilnahme an den Projekten nicht halten können, abgezogen. Es kann nicht angehen, dass uns Lehrern jede nicht gehaltene Stunde abgezogen wird, aber alle zusätzlichen Stunden für freiwillige Aktivitäten nicht bezahlt werden. 
Wir sehen es immer noch als unser Ziel, weiter für unsere Jugend Projekte zu gestalten und damit den Unterricht zu bereichern, finden es aber durchaus gerechtfertigt eine entsprechende Bewertung aller dieser zusätzlichen Leistungen zu verlangen.
Bis jetzt profitierten in erster Linie die Schüler aber auch in erheblichem Maß die Wirtschaft vom kostenlosen Engagement der Lehrer, das nicht zur Lehrverpflichtung gehört.
Jetzt liegt es an den Politikern akzeptable Lösungen für unser Bildungssystern zu erarbeiten, nicht die vorhandenen Probleme zu negieren und - unterstützt durch die Medien - die Verantwortung allein den Lehrern zu übertragen, die weiterhin kostenlos und idealistisch das Bildungssystem tragen sollen.
Um unsere Forderungen klar zu definieren, Antworten auf Falschmeldungen in der aktuellen Presse zu erarbeiten, e.t.c. werden österreichweit am Donnerstag, den 1. 10. 1998 Dienststellenversammlungen abgehalten.
So entfällt für Ihre Jugendlichen am Donnerstag in der 1. und 2. Stunde der Unterricht, wenn die Lehrer dieser Stunden an der Versammlung teilnehmen. Dies wird den Schülern rechtzeitig von den zuständigen Lehrern mitgeteilt.(Es ist also nicht generell schulfrei!!) Ab der dritten Stunde ist dann wieder normaler stundenplanmäßiger Unterricht.
Wir hoffen auf Ihr Verständnis !
Wenn Sie Genaueres wissen möchten und sich nicht allein auf die tendenziösen Meldungen in den Medien verlassen wollen, würden wir uns freuen, Ihre Fragen beantworten zu dürfen. Für Auskünfte stehen Ihnen gerne die Direktion und der Dienststellenausschuss zur Verfügung.
Mit freundlichen Grüßen
Direktor Hofrat Mag. Franz Dieter Faltl 

Lehrervertretung 

Mag. Dietmar Reschian 

Mag. Franz Kamauf 

Mag Anna Maria Goluch 
BRG Wien 18

Eltern- und SchülerInnen-Information 
WARUM AM 1. OKTOBER DIE SCHULE ERST UM 10 UHR BEGINNT
Liebe Eltern, liebe SchülerInnen !
Auch wenn unsere Schule nach jahrelangen Bemühungen von Schulgemeinschaft und Direktor einen Umbau erlebt und ein engagiertes LehrerInnenteam Schulentwicklungsprojekte wälzt und sich wie gewohnt um einen lebensnahen und abwechslungsreichen Unterricht bemüht: In den letzten Jahren gab es für die österreichischen Schulen „Sparpakete“:
Eltern zahlen seither Selbstbehalte (Schulbücher, SchülerInnenfreifahrt), Nachmittagsschulgeld für das Tagesschulheim, steigenden Elternvereinsbeiträge, damit für den Unterricht notwendige Anschaffungen getätigt werden können.
Schülerinnen und LehrerInnen müssen in immer größeren Klassen arbeiten. Freifächer und Übungen Bereich wurden gestrichen. In der Unterstufe wurden 6 Unterrichtsstunden weggespart, obwohl die Lehrpläne gleichgeblieben sind: Das alles bedeutet mehr Stress und weniger Zeit für die Interessen oder Probleme einzelner Schülerinnen.
Das (Nach-) Lernen zu Hause und auch die Nachhilfestunden haben zugenommen. Für Wandertage, Schulveranstaltungen und für LehrerInnenweiterbildung haben die „autonomen“ Schulen immer weniger Budget.
Für LehrerInnen setzte es darüber hinaus Nullohnrunden und eine Pensionsreform mit Pensionskürzungen, die LehrerInnenarbeitslosigkeit steigt, und es gibt immer mehr unsichere Teilzeitverträge für die jungen KollegInnen.
Entgegen dem Versprechen, dass die Pensionskürzungen das letzte für die EU-konforme Budgetstabilisierung notwendige Opfer sei, beschloss die Bundesregierung im Dezember 97 eine komplizierte und schikanöse Überstundenverrechnung, die seit Beginn dieses Schuljahres unter dem Strich zu Reallohnkürzungen führt: Wem eine Unterrichtsstunde wegen einer Exkursion, Sportwoche, Projektunterricht, Rot-Kreuz-Sammlung, aber auch wegen einer Schulkonferenz, eines Schulsportbewerbes  oder wegen eines schulfreien Tages, der kein gesetzlicher Feiertag ist, ausfällt, der oder die ist davon betroffen. Die Arbeit in Maturaklassen wurde abgewertet, sie wird schlechter bezahlt als bisher, LehrerInnen mit Maturaklassen müssen vielfach eine zusätzliche Klasse übernehmen, um vollbeschäftigt zu bleiben - dienstjüngere LehrerInnen verlieren so Stunden.
Diese weiteren Belastungen sowie die Geringschätzung der LehrerInnenarbeit vor dem Hintergrund laufender Sparmaßnahmen im Bildungswesen wollten viele unserer KollegInnen nicht mehr hinnehmen.
Die Gewerkschaft wurde aktiv und erreichte in monatelangen Verhandlungen zwar nicht die Rücknahme der beiden Gehaltsgesetze, aber folgende Zusagen der Frau Bundesminister: 

1. Die Mehrarbeit der LehrerInnen bei mehrtägigen Schulveranstaltungen wird der erbrachten Leistung entsprechend bezahlt.
2. Die Schlechterstellung der Arbeit in den Maturaklassen wird wenigstens finanziell ausgeglichen, indem die alle Matura-Vorbereitungsstunden bezahlt werden, und zwar unabhängig davon, ob in einer anderen Klasse der betreffenden Lehrkraft eine Unterrichtsstunde ausfällt oder nicht. Förderkursstunden werden ebenfalls voll bezahlt und nicht „gegenverrechnet“. Am 15. September hat sich herausgestellt, dass die Bundesregierung die Zusagen des BMUK nicht einhält.
Aus Protest gegen diesen Wortbruch und gegen das Sparen im Bildungwesen finden am DONNERSTAG, 1. OKTOBER 98, 1. UND 2. STUNDE, DIENSTSTELLENVERSAMMLUNGEN AN ALLEN ÖsteRREICHISCHEN AHS statt, bei denen Boykottmaßnahmen der LehrerInnen beraten und beschlossen werden. Diese gewerkschaftlichen Kampfmaßnahmen richten sich nicht gegen unsere SchülerInnen oder gegen die Eltern, sondern gegen den Wortbruch des Dienstgebers und gegen eine verfehlte Bildungspolitik. Wir verteidigen keine „überholten Privilegien“, wir wollen eine leistungsgerechte Bezahlung unserer Arbeit, und die ist weit mehr als stundenplanmäßiger Unterricht - wir wollen darüber hinaus bessere Arbeitsbedingungen für uns und unsere SchülerInnen in einer lebendigen und weltoffenen Schule.
Der gewerkschaftliche Betriebsausschuss und die Personalvertretung des BRG 18 laden interessierte Vertreter der SchülerInnen und der Eltern zur Teilnahme an dieser Dienststellen-versammlung ein. SchülerInnen, die um 8 Uhr in die Schule kommen, werden bis zum Beginn des Unterrichts in der 3. Stunde beaufsichtigt.
Friederike Fauland - Werner Koosz - Gabriele Michalek -  Reinhart Sellner - Lisbeth Weiss - Ilse Wenzl  BRG 18, 28.9.1998
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”Die Lehrverpflichtung ist eine Jahresleistung”

ÖLI-UG für Neuverhandlung des § 4 BLVG (Matura- und Abschlussklassen) und des § 61 GG (Wochendurchrechnung)

Die ÖLI-UG begrüßt die Beschlüsse der Bundessektionsleitungen der BHS- und AHS-Gewerkschaft, mit denen die Anliegen der Protestresolutionen aus dem gesamten Bundesgebiet und wesentliche Forderungen des steirischen und des Wiener Aktionskomitees aufgenommen werden und die Neuverhandlung der § 4 (Bundeslehrverpflichtungsgesetz) und § 61 (Gehaltsgesetz) eingeleitet wird. Diese Beschlüsse sind allerdings allgemein gehalten, Verhandlungsziele werden in den Rundschreiben der Bundessektionsleitungen an die Betriebsausschüsse nicht konkretisiert. Wir meinen: 

1. Die Lehrverpflichtung ist eine Jahresleistung

Wir LehrerInnen erfüllen mit unserer Lehrverpflichtung in den Klassen einen Jahresauftrag unseres Dienstgebers, dessen genaues Ausmaß mit den jährlichen Lehrfächerverteilungen festgelegt wird. Zu dieser Jahresleistung gehören Jahresplanung, Stundenvorbereitung, Unterrichtserteilung, Nachbereitung und  Korrekturen, ebenso wie Beratungstätigkeit,  das Erreichen fächerübergreifender, pädagogischer, sozialer, gesundheitspolitischer  u.a. Ziele oder – bei Klassenvorständen und KustodInnen - organisatorische und Verwaltungstätigkeit. Diese Jahresleistung ist von jeder LehrerIn zu erbringen, und zwar unabhängig davon, ob und wieviele einzelne Unterrichtsstunden durch Projekte, Lehrausgänge, Konferenzen, Sprechtage oder Schulveranstaltungen unterschiedlichster Art ersetzt werden, unabhängig vom kürzeren Schulajhr der Matura- und Abschlussklassen  und unabhängig davon, ob diese Jahresleistung im Rahmen eines vollen Vertrages, eines Teilzeitvertrages oder mit Stundenanteilen bzw. Stunden erbracht werden, die über die volle Lehrverpflichtung hinausgehen (”strukturelle” und ”abspaltbare”, d.h. an andere KollegInnen abgebbare MDL). Diese Jahresleistung ist in Lehrplänen definiert, auf jeder Schulstufe - also auch in Matura- und Abschlussklassen - zu erbringen, in den Lehrfächerverteilungen ausgewiesen und daher als Jahresleistung zu bezahlen.

Aus diesen grundsätzlichen Überlegungen ergeben sich folgende Forderungen für die Verhandlungen mit dem Dienstgeber:

2. Rücknahme der Neuregelung des § 4 BLVG und als flankierende Maßnahme die Zuweisung zusätzlicher Werteinheiten an die Schulen !

- Rücknahme, weil die im verkürzten Schuljahr ”geblockt” zu erbringende Jahresmehrarbeit der LehrerInnen in Matura- und Abschlussklassen (Vorbereitung, Betreuung, Spezialgebiete, Korrekturen usw.) in der geplanten Neuregelung ohne Berücksichtigung bleibt, was von den LehrerInnen und ihrer Gewerkschaft nicht hingenommen werden kann.

- zusätzliche Werteinheiten, weil die durch die geplante Lehrverpflichtungserhöhung in den Matura- und Abschlussklassen (d.h. durch Gehaltskürzungen) ”gewonnenen” Werteinheiten in  den bereits vorliegenden provisorischen Lehrfächerverteilungen 1998/99 für Freifächer, unverbindliche Übungen, Teilungen und Kustodiate (an den Schulen) oder für neue Klassen und im Aufbau befindliche neue Schulen (im Bereich der Landesschulräte bzw. des SSRfWien) gebraucht werden und daher nicht ”zurückgegeben” werden können.

Die Deckelung der Werteinheiten widerspricht dem steigenden Bedarf (SchülerInnenzahlen an AHS und BHS) und dem über SchülerInnen-Anmeldungen nachgewiesenen Bedarf an schulischem Bildungsangebot. Diese bildungsfeindliche Sparmaßnahme verschlechtert laufend die Arbeitsbedingungen von SchülerInnen und LehrerInnen und ist im Rahmen der Erhöhung des Bildungsbudgets aufzuheben.

3. Keine Gegenverrechnung der Jahresstunden mit Einzelsupplierungen, sondern besoldungsrechtliche Unterscheidung im § 61 GG !

- Jahreswochenstunden beschreiben eine Jahresleistung mit entsprechender Planung, Vorbereitung, Nachbereitung, Korrekturarbeit, Lehrausgängen, Projekten usw. sind in den Lehrfächerverteilungen als solche ausgewiesen und als Jahresleistung abzugelten

- Einzelsupplierungen sind einzelne, in der Regel kurzfristig anfallende Vertretungsstunden, die als zusätzliche Leistung stundenweise angeordnet, abgerechnet und ausbezahlt werden. 

Jede Form der Gegenverrechnung (gleichgültig ob wöchentlich, monatlich oder ganzjährig) setzt gleich, was nicht gleichzusetzen ist, reduziert die Jahresarbeit der LehrerInnen auf die bloße Unterrichtsstunde in der Klasse und ist ebenfalls von den LehrerInnen und ihrer Gewerkschaft entschieden zurückzuweisen.

Die ÖLI-UG meint, dass es Aufgabe des Dienstgebers ist, durch die Schaffung und finanziell angemessene Dotierung zusätzlicher, neuer LehrerInnen-Arbeitsplätze (Planstellen) die Zahl der v.a. im BHS-Bereich immer noch notwendigen Jahresmehrdienstleistungen abzubauen und gleichzeitig die Zahl der Arbeitslosen (wo es diese gibt) zu verringern. 

Diese Stellungnahme wurde am 29.3.1998 erarbeitet und beschlossen.

ÖLI-UG p.A. Josef Gary Fuchsbauer, 
4643 Dürndorf 138 (07586/8877)

j.fuchsbauer@eduhi.at
_________________________________


Was die Frau Minister zu fragen wäre:

1. Warum hat sie nicht auf den faktischen Schulveranstaltungsboykott-Beschluss der BMHS im Herbst 97 reagiert? Die Sektion der BMHS-Lehrer/innen hatte festgestellt, dass das neue Gehaltsschema nur Unterrichtsstunden in der Klasse zählt, und daher alles andere unterbleiben könne.

2. Warum hat sie nicht schon lange für eine wesentliche Erhöhung des Unterrichtsbudgets gekämpft, wo doch das Gehaltsschema (Biennalsprünge) bekannt ist und der Altersdurchschnitt der Lehrer/innen eben noch einige Zeit ansteigen wird – und daher die Personalausgaben steigen, ohne dass mehr Arbeitszeit zur Verfügung ist?


3. Warum setzt sie die immer wieder bekundete Absicht der Regierung, für die Jugend und die Bildung mehr zu tun, nicht um, indem sie wesentlich mehr Budget fordert und durchsetzt? Faktum ist doch, dass die WE-Zahl pro Schüler/in in den letzten Jahren immer wieder gesenkt wurde - und damit eben größere Klassenschülerzahlen und Gruppengrößen und weniger Freigegenstände und unverbindliche Übungen gegeben sind?

4. Warum ignoriert sie fortwährend die Tatsache, dass moderner elektronisch unterstützter Unterricht (z.B. „Internet“) arbeitsintensive Betreuung der Hard- und Software fordert. Faktum ist doch, dass alle Erhebungen zeigen, dass mit den vorgesehenen Kustodiatswerteinheiten niemals der Zeitaufwand der betroffenen Kolleg/inn/en abgegolten werden kann – und dass es sich keine Schule mit dem vorgesehenen Budget leisten kann, diese Betreuung an Fremdfirmen zu vergeben.


5. Warum sorgt sie nicht für die Bereitstellung von WE für die Vorbereitung und Koordination von Projekt- und fächerübergreifendem Unterricht? Es muss ihr doch klar sein, dass auch für Lehrer/innen, wie für alle Arbeitnehmer/innen gilt, dass auf Dauer Bezahlung mehr motiviert als Selbstausbeutung!

6. Aus den zahlreichen Resolutionen, die die Frau Minister im letzten Schuljahr von den Lehrer/inne/n erhalten hat, hätte sie doch ersehen können, dass es außer den in den obigen Fragen angesprochenen Problemen, noch viele weitere gibt. Glaubt sie tatsächlich, dass sie mit den immer wiederholten Beteuerungen, es sei doch schon soviel verbessert worden, es seien alles nur Missverständinsse und es gäbe nicht mehr Geld, bei den Lehrer/inne/n Eindruck erweckt? Kann sie sie politische Verantwortung für den Frust und die Resignation (innere Emigration) bei vielen Lehrer/inne/n tragen?
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